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Teil 1 - In aller Kürze 

  Sofern nichts anderes vermerkt ist, ändern Sie bitte bei den nachfolgenden Rechtsvorschriften nur das Datum in Ihrem 
Rechtsverzeichnis. 
 

 

 
EU 

EU 

  Änderung: Richtlinie 2011/65/EU »Richtlinie zur Beschrän-
kung der Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in 
Elektro- und Elektronikgeräten« (ROHS) 
vom 13. und 15.3.2017, veröffentlicht am 16.6.2017 

Die Änderungen erfolgten mit den Richtlinien  

 2017/1009 (Änderung des Eintrags 13b zu Cadmium und 
Blei in Filterglas und Glas für Reflexionsstandards im An-
hang III der Richtlinie) 

 2017/1010 (Änderung des Eintrags 13b zu Blei in Lager-
schalen und -buchsen für Kältemittel enthaltende Kom-
pressoren für Heiz-, Belüftungs-, Klima- und Kühlanwen-
dungen (HVACR) im Anhang III der Richtlinie) 

 2017/1011 (Änderung des Eintrags 13b zu Blei in Weiß-
glas für optische Anwendungen im Anhang III der Richt-
linie) 

 
 

 
Bund 

Abfall 

  Änderung: ElektroG »Elektro- und Elektronikgerätege-
setz« 
vom 27.6.2017 
 

 

  Änderung: KrWG »Kreislaufwirtschaftsgesetz« 
vom 27.6.2017 
 

 

  Neu: VerpackG »Verpackungsgesetz« 
vom 5.7.2017 
 

Das Gesetz wird am 1. Januar 2019 in Kraft treten. Gleich-
zeitig wird die jetzt noch gültige VerpackV außer Kraft tre-
ten. 
 

  Die Hersteller- und Vertreiberpflichten finden Sie im 
Teil 2 des Infobriefs. 
 

  Änderung: AbfAEV »Anzeige- und Erlaubnisverordnung« 
vom 5.7.2017 
 

Die Änderungen betreffen Querverweise auf das VerpackG. 
Diese gelten, wie das VerpackG selbst erst ab 1.1.2019. 
 

  Änderung: AbfBeauftrV »Abfallbeauftragtenverordnung« 
vom 5.7.2017 
 

Die Änderungen betreffen Querverweise auf das VerpackG. 
Diese gelten, wie das VerpackG selbst erst ab 1.1.2019. 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/eu/11/11_0065gs.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/eu/17b/17b_1009gs.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/eu/17b/17b_1010gs.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/eu/17b/17b_1011gs.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/krwabfg/elektrog_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/krwabfg/krwg_ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/verpack.vo/verpackg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/krwabfg/kreis.vo/abfaev_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/krwabfg/kreis.vo/abfbeauftr_ges.htm
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  Änderung: AVV »Abfallverzeichnisverordnung« 
vom 17.7.2017 

Die mit der POP-Abfall-Überwachungsverordnung (siehe 
unten) einhergehende Änderung der Abfallverzeichnisver-
ordnung (AVV) begrenzt die Einstufung als gefährliche Ab-
fälle auf diejenigen Abfälle, die in dem Beschluss 
2014/955/EU als gefährlicher Abfall genannt sind, soweit sie 
einen POP-Gehalt oberhalb der Konzentrationsgrenzwerte 
des Anhangs IV der EU-POP-Verordnung aufweisen. 
  
Als Konsequenz bedeutet das in Bezug auf Hexabromcyclo-
dodekan (HBCD)-haltige Abfälle, dass die ursprünglich bis 
zum 31.12.2017 befristete Ausnahmeregelung zum Dauer-
zustand wird. Quelle: Aus der Bundesratsdrucksache 488/17 
 

  Änderung: EfbV »Entsorgungsfachbetriebeverordnung« 
vom 5.7.2017 
 

Die Änderungen betreffen Querverweise auf das VerpackG. 
Diese gelten, wie das VerpackG selbst erst ab 1.1.2019. 

  Änderung: GewAbfV »Gewerbeabfallverordnung« 
vom 5.7.2017 
 

Die Änderungen betreffen Querverweise auf das VerpackG. 
Diese gelten, wie das VerpackG selbst erst ab 1.1.2019. 

  Neu: POP-Abfall-ÜberwV »POP-Abfall-Überwachungs-
Verordnung« 
vom 17.7.2017 

Die Verordnung behandelt die Entsorgung von Abfällen, die 
persistente organische Schadstoffe (POP) enthalten. Sie 
legt für bestimmte, zwar nicht als gefährlich einzustu-
fende aber trotzdem überwachungsbedürftige POP-hal-
tige Abfälle zum einen ein Getrenntsammlungsgebot und 
ein Vermischungsverbot sowie zum anderen die Anforde-
rungen an den Nachweis der ordnungsgemäßen und 
schadlosen Verwertung oder umweltverträglichen Beseiti-
gung nach den allgemeinen Vorgaben des KrWG bzw. den 
speziellen Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 2004/850 (EU-
POP-Verordnung) fest. 
 

  Nehmen Sie die Rechtsvorschrift in Ihr Rechtsverzeich-
nis auf und stufen Sie gegebenenfalls als zutreffend ein. Die 
Pflichten finden Sie in Teil 2 des Infobriefs. 
 
Die Verordnung tritt am 1.8.2017 in Kraft. 
 

Emissionen / Immissionen 

  Änderung: BauGB »Baugesetzbuch« 
vom 30.6.2017  
 

 

  Änderung: TEHG »Treibhausgas-Emissionshandelsge-
setz« 
vom 13.7.2017 
 

Das Gesetz wurde erweitert hinsichtlich der CO2-Emissio-
nen aus dem Seeverkehr und Polymerisationsanlagen 
(Neue Nummer 27 im Anhang 1). 
 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/krwabfg/kreis.vo/avv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/krwabfg/kreis.vo/ebv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/krwabfg/kreis.vo/gewabfv_ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/krwabfg/kreis.vo/pop_abfall_ueberwv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/bau/baugb/baugb_gs.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/tehg_ges.htm
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  Neu: 42. BImSchV »Verordnung über 
Verdunstungskühlanlagen, Kühltürme und Nassabscheider« 
vom 12.7.2017 
 

  Die Verordnung ist schon ab dem 20.8.2017 in Kraft und 
die meisten der Anforderungen gelten ohne Übergangsfris-
ten.  
 

  Die Betreiberpflichten finden Sie in Teil 2 des Infobriefs. 
 

  Änderung: BEMFV »Verordnung über das Nachweisver-
fahren zur Begrenzung elektromagnetischer Felder« 
vom 27.6.2017 
 

 

  Änderung: ZuV 2020 »Zuteilungsverordnung« 
vom 13.7.2017 
 

 

  Änderung: TA-Lärm »Technische Anleitung zum Schutz 
gegen Lärm« 
vom 1.6.2017 

In der Auflistung der Immissionsrichtwerte unter Nr. 6.1 
wird als neue Nr. c folgendes eingefügt: 
»in urbanen Gebieten tags 63 dB(A), nachts 45 dB(A)«. 
Die nachfolgende Nummerierung wird entsprechend ange-
passt. 
 
Die Änderung ist eine der Maßnahmen, die aus der Umset-
zung der EU-Richtlinie 2014/52/EU im Städtebaurecht und 
zur Stärkung des Zusammenlebens in der Stadt resultieren. 
Die »Urbanen Gebiete« sollen es den Kommunen ermögli-
chen, das Bauen in stark verdichteten städtischen Gebieten 
zu erleichtern. Ziel sei es, zu einer »nutzungsgemischten 
Stadt der kurzen Wege« beizutragen. 
 
Die Änderung in der TA-Lärm bleibt ohne Wirkung solange 
nicht die Gebietsausweisung im Rahmen der Bebauungspla-
nung geändert wird. 
 

Energie 

  Änderung: EEG »Erneuerbare Energien Gesetz« 
vom 17.7.2017 
 

Die Änderung resultieren aus dem Mieterstromgesetz, wo-
nach nicht nur Eigenheimbesitzer, sondern auch für Mieter 
in den Genuss von Solarstrom-Förderung kommen sollen. 
Solarstrom wird künftig nicht nur im Fall der Einspeisung ins 
Stromnetz gefördert, sondern auch, wenn er ohne Nutzung 
des Netzes direkt an Letztverbraucher im Wohngebäude 
mit der Solaranlage geliefert und von diesem verbraucht 
wird. Die Änderungen durch das Mieterstromgesetz am 
EEG finden Sie in der Drucksache 18/12988 
 

  Änderung: EnWG »Energiewirtschaftsgesetz« 
vom 17.7.2017 
 

 
 
 
 

http://www.risolva.de/
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/bimschg/vo/42bv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/strahlen/emf/bemfv_gs.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/zuv2020_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/laerm/tlaer_gs.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/eeg_ges.htm
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/129/1812988.pdf
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/enwg_ges.htm
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  Änderung: KWKG »Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz« 
vom 17.7.2017 
 

 

  Änderung: MaStRV »Marktstammdatenregisterverord-
nung« 
vom 17.7.2017 
 

 

  Änderung: StromNEV »Stromnetzentgeltverordnung« 
vom 17.7.2017 
 

 

Gefahrstoffe 

  Änderung: ChemG »Chemikaliengesetz« 
vom 17.7.2017 
 

 

Sicherheit 

  Änderung: EMVG »Elektromagnetische Verträglichkeit-
Gesetz« 
vom 27.6.2017 
 

 

  Änderung: SGB VII »Sozialgesetzbuch VII«  
vom 27.6.2017 und 17.7.2017 
 

 

  Änderung: 02. ProdSV »Verordnung über die Sicherheit 
von Spielzeug« 
vom 27.6.2017 
 

 

  Änderung: BaustellV »Baustellenverordnung« 
vom 27.6.2017 
 

 

  Änderung: AMR 6.5 »Impfungen als Bestandteil der ar-
beitsmedizinischen Vorsorge bei Tätigkeiten mit biologischen 
Arbeitsstoffen« 
vom 15.5.2017, veröffentlicht am 7.7. 2017 
 

Redaktionelle Änderungen bei den Pflichten des Betriebs-
arztes. 

  Neu: ASR V3 »Gefährdungsbeurteilung« 
vom 30.6.2017 
 

Nehmen Sie die ASR in Ihr Rechtsverzeichnis auf und stufen 
Sie sie als zutreffend ein. 
 

  Die Betreiberpflichten finden Sie in Teil 2 des Infobriefs. 
 

  Änderung: ASR A1.2 »Raumabmessungen und Bewe-
gungsflächen« 
vom 30.6.2017 
 
 

 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/kwkg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/mastrv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/stromnev_gs.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/gefstoff/chemikal.ges/chemg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/anlasi/emvg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbeitsrecht/7sgb_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/anlasi/gsg/gsgv/gsgv2ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arb_vo/bau_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/amr/amr_6_5_ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbst.vo/arbst.rl/v3_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbst.vo/arbst.rl/a1_2_ges.htm
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  Änderung: ASR A1.3 »Sicherheits- und Gesundheits-
schutzkennzeichnung« 
vom 30.6.2017 
 

 

  Änderung: ASR A1.5/1,2 »Fußböden« 
vom 30.6.2017 
 
 

 

  Änderung: ASR A1.6 »Fenster, Oberlichter, lichtdurchläs-
sige Wände« 
vom 30.6.2017 
 

 

  Änderung: ASR A1.7 »Türe und Tore« 
vom 30.6.2017 
 

 

  Änderung: ASR A2.1 »Schutz vor Absturz und herabfal-
lenden Gegenständen, Betreten von Gefahrenbereichen« 
vom 30.6.2017 
 

 

  Änderung: ASR A3.4/7 »Sicherheitsbeleuchtung, optische 
Sicherheitsleitsysteme«  
vom 30.6.2017 
 

Die ASR wurde umbenannt. Sie hieß früher ASR A3.4/3. 

  Korrigieren Sie den Titel in Ihrem Rechtsverzeichnis. Im 
Übrigen gab es nur redaktionelle Änderungen. 
 

  Änderung: ASR A3.5 »Raumtemperatur« 
vom 30.6.2017 
 

 

  Änderung: ASR A4.1 »Sanitärräume« 
vom 30.6.2017 
 

 

  Änderung: ASR A4.2 »Pausen- und Bereitschaftsräume« 
vom 30.6.2017 
 

 

  Änderung: ASR A4.3 »Erste-Hilfe-Räume, Mittel und Ein-
richtungen zur Ersten Hilfe« 
vom 30.6.2017 
 

 

  Änderung: ASR A4.4 »Unterkünfte« 
vom 30.6.2017 
 

 

  Änderung: ASR V3a.2 »Barrierefreie Gestaltung von Ar-
beitsplätzen« 
vom 30.6.2017 
 

 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbst.vo/arbst.rl/a1_3_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbst.vo/arbst.rl/a1_5_1_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbst.vo/arbst.rl/a1_6_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbst.vo/arbst.rl/a1_7_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbst.vo/arbst.rl/a2_1_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbst.vo/arbst.rl/a3_4_3_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbst.vo/arbst.rl/a3_5_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbst.vo/arbst.rl/a4_1_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbst.vo/arbst.rl/a4_2_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbst.vo/arbst.rl/a4_3_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbst.vo/arbst.rl/a4_4_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbst.vo/arbst.rl/a3a_2v_ges.htm
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  Neufassung: DGUV Regel 113-017 »Tätigkeit mit Explo-
sivstoffen« 
vom Februar 2017 

Die in unseren Rechtsverzeichnissen geführten Betreiber-
pflichten haben sich mit dieser Neufassung nicht substanzi-
ell, sondern nur redaktionell geändert.  
 

  Da die DGUV Regel vor allem materielle Anforderun-
gen an die Gefährdungsbeurteilung und die Festlegung von 
Schutzmaßnahmen beinhaltet, sollten Sie prüfen, ob sich 
für Sie neue Aspekte ergeben - natürlich nur, wenn Sie unter 
den Anwendungsbereich fallen  
 

Umwelt allgemein 

  Änderung: BBodSchG »Bundes-Bodenschutzgesetz« 
vom 27.6.2017 
 

 

  Änderung: BNatSchG »Bundesnaturschutzgesetz« 
vom 30.6.2017 
 

 

  Änderung: UAG »Umweltauditgesetz« 
vom 27.6.2017 
 

 

  Änderung: UmweltHG »Umwelthaftungsgesetz 
vom 17.7.2017 
 

 

  Änderung: UStatG »Umweltstatistikgesetz« 
vom 5.7.2017 
 

 

  Änderung: UVPG »Umweltverträglichkeitsgesetz« 
vom 27.6.2017 
 

 

Wasser / Abwasser 

  Änderung: WHG »Wasserhaushaltsgesetz« 
vom 30.6.2017 
 

 

  Änderung: TrinkwV »Trinkwasserverordnung« 
vom 17.7.2017 
 

 

Sonstiges 

  Änderung: AMG »Arzneimittelgesetz« 
vom 17.7.2017 
 

 

  Änderung: AO »Abgabenordnung« 
vom 30.6.2017 und 17.7.2017 
 

 

  Änderung: AtG »Atomgesetz« 
vom 27.6.2017 und 17.7.2017 
 

 

http://www.risolva.de/
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/uvv/r100/113_017ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/boden/bbsg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/natursch/bng/bng_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/oekoaudt/uag_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/umwelt/uhg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/ustat_gs.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/umwelt/uvp/uvp_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/wasser/whg/whg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/wasser/tvo/tkv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/lebensmt/amg/amg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/steuer/ao_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/atg_ges.htm
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  Änderung: BDSG »Bundesdatenschutzgesetz« 
vom 30.6.2017  
 

 

  Neu: BDSG »Bundesdatenschutzgesetz« 
vom 30.6.2017  

Das Gesetz tritt am 25. Mai 2018 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
das bestehende BDSG außer Kraft. 

 

  Änderung: BGB »Bürgerliches Gesetzbuch« 
vom 17.7.2017 
 

 

  Änderung: GewO »Gewerbeordnung« 
vom 17.7.2017 
 

 

  Änderung: GmbHG »Gesetz betreffend die Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung« 
vom 17.7.2017 
 

 

  Änderung: HGB »Handelsgesetzbuch« 
vom 5.7.2017 und 17.7.2017 
 

 

  Änderung: IfSG »Infektionsschutzgesetz« 
vom 17.7.2017 
 

 

  Änderung: LFGB »Lebensmittel-, Bedarfsgegenstände- 
und Futtermittelgesetzbuch« 
vom 27.6.2017 und 30.6.2017 
 

 

  Änderung: MPG »Medizinproduktegesetz« 
vom 27.6.2017 
 

 

  Änderung: OWiG »Gesetz über Ordnungswidrigkeiten« 
vom 5.7.2017 
 

 

  Änderung: ProdHaftG »Produkthaftungsgesetz« 
vom 17.7.2017 
 

 

  Änderung: StGB »Strafgesetzbuch« 
vom 5.7.2017 und 17.7.2017 
 

 

  Neu: StrlSchG »Strahlenschutzgesetz« 
vom 27.6.2017 

Das Gesetz gilt (bis auf Anwendungsbereich, Begriffsbe-
stimmungen und Verordnungsermächtigungen) ab dem 
31.12.2018. 
 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/bdsg_ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/bdsg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/bgb/b1_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/gew_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/wirtschaft/gmbhg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/wirtschaft/hgb_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/lebensmt/medvors/ifsg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/lebensmt/lebensmb.ges/lfgb_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/lebensmt/medprod/mpg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/stgb/owig_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/produkte/phg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/stgb/stgb_ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/strahlen/strlschg_ges.htm
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Darin werden nun alle strahlenschutzrelevanten Sachver-
halte zusammengefasst (u.a. Genehmigung/Anzeige von 
Röntgen-/Isotopenstrahlern).  
 
Eine wesentliche Neuerung stellen die neuen Referenz-
werte für Radonbelastung in Aufenthaltsräumen und am 
Arbeitsplatz dar. Nach § 127 müssen Unternehmen in soge-
nannten Radonvorsorgegebieten Messungen der Radon-
konzentration in der Luft von Arbeitsplätzen im Erd- oder 
Kellergeschoss durchführen. Werden die Referenzwerte von 
300 Becquerel pro Kubikmeter (Bq/m³) überschritten, kön-
nen Schutzmaßnahmen notwendig werden.  
 

  Tragen Sie die Rechtsvorschrift in Ihr Rechtsverzeichnis 
ein und stufen Sie es gegebenenfalls als zutreffend ein. Be-
achten Sie, dass das Gesetz erst ab 31.12.2018 in Kraft tritt. 
Bis dahin bleiben StrlSchV und RöV maßgebend. 
 

  Die Betreiberpflichten finden Sie in Teil 2 des Infobriefs. 
 
Hinweis: Die Rechtsänderungen in diesem Infobrief, die 
vom 27.6.2017 sind, resultieren aus dem neuen StrlSchG. 
 

  Änderung: TKG »Telekommunikationsgesetz« 
vom 27.6.2017 
 

 

  Änderung: UrhG »Urheberrechtsgesetz« 
vom 17.7.2017 
 

 

  Änderung: UStG »Umsatzsteuergesetz« 
vom 30.6.2017 
 

 

  Änderung: MessEV »Mess- und Eichverordnung« 
vom 27.6.2017 
 

 

  Änderung: StPO »Strafprozessordnung« 
vom 5.7.2017 und 17.7.2017 
 

 

 
Ländervorschriften 

 
Mecklenburg-Vorpommern (MV) 

  Änderung: LBauO MV »Landesbauordnung Mecklenburg-
Vorpommern« 
vom 7.6.2017 
 

 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/wirtschaft/tkg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/wirtschaft/urhg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/steuer/ustg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/anlasi/messev_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/stgb/stpo_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/bau/laender/mv/bo_ges.htm


Infobrief  
Juli 2017 

 

 

© Risolva GmbH, Carl-Zeiss-Straße 18, 72555 Metzingen, www.risolva.de Seite 9 von 46 
Stand: Veröffentlichungen, die bis 25.7.2017 online verfügbar waren 

  Änderung: WVHaSiG MV »Wasserverkehrs- und Hafensi-
cherheitsgesetz Mecklenburg-Vorpommern« 
vom 7.6.2017 
 

 

 
 
 
 

Teil 2 - Aktuelles für den Betreiber 

 
Bund 

  Neu: VerpackG »Verpackungsgesetz« vom 5.7.2017 

§ 1 Abfallwirtschaftliche Ziele 
(1) Dieses Gesetz legt Anforderungen an die Produktverantwortung nach § 23 
des KrWG für Verpackungen fest. Es bezweckt, die Auswirkungen von 
Verpackungsabfällen auf die Umwelt zu vermeiden oder zu verringern. Um 
dieses Ziel zu erreichen, soll das Gesetz das Verhalten der Verpflichteten so 
regeln, dass Verpackungsabfälle vorrangig vermieden und darüber hinaus 
einer Vorbereitung zur Wiederverwendung oder dem Recycling zugeführt 
werden. Dabei sollen die Marktteilnehmer vorunlauterem Wettbewerb 
geschützt werden. 
 
(2) Durch eine gemeinsame haushaltsnahe Sammlung von 
Verpackungsabfällen und weiteren stoffgleichen Haushaltsabfällen sollen 
zusätzliche Wertstoffe für ein hochwertiges Recycling gewonnen werden. 
 
(3) Der Anteil der in Mehrweggetränkeverpackungen abgefüllten Getränke 
soll mit dem Ziel der Abfallvermeidung gestärkt und das Recycling von 
Getränkeverpackungen in geschlossenen Kreisläufen gefördert werden. 
 
 
§ 2 Anwendungsbereich 
(1) Dieses Gesetz gilt für alle Verpackungen. 
 
 
§ 4 Allgemeine Anforderungen an Verpackungen 
Verpackungen sind so herzustellen und zu vertreiben, dass 
1. Verpackungsvolumen und -masse auf das Mindestmaß begrenzt werden, 

das zur Gewährleistung der erforderlichen Sicherheit und Hygiene der zu 
verpackenden Ware und zu deren Akzeptanz durch den Verbraucher 
angemessen ist; 

2. ihre Wiederverwendung oder Verwertung möglich ist und die 
Umweltauswirkungen bei der Wiederverwendung, der Vorbereitung zur 
Wiederverwendung, dem Recycling, der sonstigen Verwertung oder der 

   Übernehmen Sie die der neben-
stehenden Paragrafen, die für Sie re-
levant sind. 

Beachten Sie, dass das Gesetz auch 
Anforderungen an sogenannte »Sys-
teme« enthält, die hier nicht darge-
stellt sind. 

Auch die Anlagen sind hier nicht dar-
gestellt. 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/anlasi/sicher/mv/hafen_ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/verpack.vo/verpackg_ges.htm
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Beseitigung der Verpackungsabfälle auf ein Mindestmaß beschränkt 
bleiben; 

3. bei der Beseitigung von Verpackungen oder Verpackungsbestandteilen 
auftretende schädliche und gefährliche Stoffe und Materialien in 
Emissionen, Asche oder Sickerwasser auf ein Mindestmaß beschränkt 
bleiben; 

4. die Wiederverwendbarkeit von Verpackungen und der Anteil von 
sekundären Rohstoffen an der Verpackungsmasse auf ein möglichst 
hohes Maß gesteigert wird, welches unter Berücksichtigung der 
Gewährleistung der erforderlichen Sicherheit und Hygiene der zu 
verpackenden Ware und unter Berücksichtigung der Akzeptanz für den 
Verbraucher technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist. 

 
 
§ 5 Stoffbeschränkungen 
Das Inverkehrbringen von Verpackungen oder Verpackungsbestandteilen, bei 
denen die Konzentration von Blei, Cadmium, Quecksilber und Chrom VI 
kumulativ den Wert von 100 Milligramm je Kilogramm überschreitet, ist 
verboten. […] 
 
 
§ 6 Kennzeichnung zur Identifizierung des Verpackungsmaterials 
Verpackungen können zur Identifizierung des Materials, aus dem sie 
hergestellt sind, mit den in der Anlage 5 festgelegten Nr.n und Abkürzungen 
gekennzeichnet werden. Die Verwendung von anderen als den in der Anlage 
5 festgelegten Nr.n und Abkürzungen zur Kennzeichnung der gleichen 
Materialien ist nicht zulässig. 
 
 
Abschnitt 2 Inverkehrbringen von systembeteiligungspflichtigen 
Verpackungen 
§ 7 Systembeteiligungspflicht 
(1) Hersteller von systembeteiligungspflichtigen Verpackungen haben sich 
mit diesen Verpackungen zur Gewährleistung der flächendeckenden 
Rücknahme an einem oder mehreren Systemen zu beteiligen. Dabei haben 
sie Materialart und Masse der zu beteiligenden Verpackungen sowie die 
Registrierungsnummer nach § 9 Abs. 3 Satz 2 anzugeben. […] Das 
gewerbsmäßige Inverkehrbringen von systembeteiligungspflichtigen 
Verpackungen, die der Hersteller nicht an einem System beteiligt hat, ist 
verboten. […] 
 
(3) Soweit in Verkehr gebrachte systembeteiligungspflichtige Verpackungen 
wegen Beschädigung oder Unverkäuflichkeit nicht an den Endverbraucher 
abgegeben werden, kann der Hersteller die von ihm für die 
Systembeteiligung geleisteten Entgelte von den betreffenden Systemen 
zurückverlangen, wenn er die Verpackungen zurückgenommen und einer 
Verwertung entsprechend den Anforderungen des § 16 Abs. 5 zugeführt hat. 
Die Rücknahme und anschließende Verwertung sind in jedem Einzelfall in 
nachprüfbarer Form zu dokumentieren. In diesem Fall gelten die 
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betreffenden Verpackungen nach Erstattung der Beteiligungsentgelte nicht 
mehr als in Verkehr gebracht. […] 
 
 
§ 8 Branchenlösung 
(1) Die Pflicht eines Herstellers nach § 7 Abs. 1 entfällt, soweit er die von ihm 
in Verkehr gebrachten systembeteiligungspflichtigen Verpackungen bei nach 
§ 3 Abs. 11 Satz 2 und 3 den privaten Haushaltungen gleichgestellten 
Anfallstellen, die von ihm entweder selbst oder durch zwischengeschaltete 
Vertreiber in nachprüfbarer Weise beliefert werden, unentgeltlich 
zurücknimmt und einer Verwertung entsprechend den Anforderungen des 
§ 16 Abs. 1 bis 3 zuführt (Branchenlösung). Der Hersteller muss durch 
Bescheinigung eines registrierten Sachverständigen nachweisen, dass er oder 
ein von ihm hierfür beauftragter Dritter  
1. bei allen von ihm nach Satz 1 belieferten Anfallstellen eine geeignete 

branchenbezogene Erfassungsstruktur eingerichtet hat, die eine 
regelmäßige unentgeltliche Rücknahme aller von ihm dort in Verkehr 
gebrachten systembeteiligungspflichtigen Verpackungen gewährleistet, 

2. schriftliche Bestätigungen aller von ihm nach Satz 1 belieferten 
Anfallstellen über deren Einbindung in diese Erfassungsstruktur 
vorliegen hat und 

3. die Verwertung der zurückgenommenen Verpackungen entsprechend 
den Anforderungen des § 16 Abs. 1 bis 3 gewährleistet. 

 
Ein Zusammenwirken mehrerer Hersteller aus einer Branche, die gleichartige 
Waren vertreiben, ist zulässig; […] 
 
(2) Der Beginn sowie jede wesentliche Änderung der Branchenlösung sind der 
Zentralen Stelle mindestens einen Monat vor ihrem Wirksamwerden durch 
den Hersteller oder im Fall des Zusammenwirkens nach Abs. 1 Satz 3 durch 
den Träger der Branchenlösung schriftlich anzuzeigen. […] 
 
(3) Der Hersteller oder im Fall des Zusammenwirkens nach Abs. 1 Satz 3 der 
Träger der Branchenlösung hat die Rücknahme und Verwertung 
entsprechend den Vorgaben des § 17 Abs. 1 und 2 in nachprüfbarer Form zu 
dokumentieren und durch einen registrierten Sachverständigen prüfen und 
bestätigen zu lassen. In dem Mengenstromnachweis sind zusätzlich die 
Anfallstellen nach Abs. 1 Satz 1 adressgenau zu bezeichnen; außerdem sind 
dem Mengenstromnachweis schriftliche Nachweise aller Anfallstellen nach 
Abs. 1 Satz 1 über die bei ihnen angelieferten Mengen an 
systembeteiligungspflichtigen Verpackungen des jeweiligen Herstellers 
beizufügen. Der Mengenstromnachweis ist spätestens bis zum 1. Juni des auf 
den Berichtszeitraum folgenden Kalenderjahres schriftlich der Zentralen 
Stelle vorzulegen. 
 
 
§ 9 Registrierung 
(1) Hersteller nach § 7 Abs. 1 Satz 1 sind verpflichtet, sich vor dem 
Inverkehrbringen von systembeteiligungspflichtigen Verpackungen bei der 
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Zentralen Stelle registrieren zu lassen. Änderungen von Registrierungsdaten 
sowie die dauerhafte Aufgabe der Herstellertätigkeit sind der Zentralen 
Stelle unverzüglich mitzuteilen. […] 
 
(3) Die erstmalige Registrierung sowie Änderungsmitteilungen haben über 
das auf der Internetseite der Zentralen Stelle zur Verfügung gestellte 
elektronische Datenverarbeitungssystem zu erfolgen. […] 
 
(5) Hersteller dürfen systembeteiligungspflichtige Verpackungen nicht in 
Verkehr bringen, wenn sie nicht oder nicht ordnungsgemäß nach Abs. 1 
registriert sind. Vertreiber dürfen systembeteiligungspflichtige 
Verpackungen nicht zum Verkauf anbieten, wenn die Hersteller dieser 
Verpackungen entgegen Abs. 1 nicht oder nicht ordnungsgemäß registriert 
sind. 
 
 
§ 10 Datenmeldung 
(1) Hersteller nach § 7 Abs. 1 Satz 1 sind verpflichtet, die im Rahmen einer 
Systembeteiligung getätigten Angaben zu den Verpackungen unverzüglich 
auch der Zentralen Stelle unter Nennung mindestens der folgenden Daten zu 
übermitteln: 
1. Registrierungsnummer; 
2. Materialart und Masse der beteiligten Verpackungen 
3. Name des Systems, bei dem die Systembeteiligung vorgenommen 

wurde; 
4. Zeitraum, für den die Systembeteiligung vorgenommen wurde. 
 
Änderungen der Angaben sowie eventuelle Rücknahmen gemäß § 7 Abs. 3 
Satz 1 sind der Zentralen Stelle entsprechend zu melden. […] 
 
 
§ 11 Vollständigkeitserklärung 
(1) Hersteller nach § 7 Abs. 1 Satz 1 sind verpflichtet, jährlich bis zum 15. Mai 
eine Erklärung über sämtliche von ihnen im vorangegangenen Kalenderjahr 
erstmals in Verkehr gebrachten Verkaufs- und Umverpackungen nach den 
Vorgaben des Abs.es 3 zu hinterlegen (Vollständigkeitserklärung). Die 
Vollständigkeitserklärung bedarf der Prüfung und Bestätigung durch einen 
registrierten Sachverständigen oder durch einen gemäß § 27 Abs. 2 
registrierten Wirtschaftsprüfer, Steuerberater oder vereidigten Buchprüfer. 
[…] 
 
(3) Die Vollständigkeitserklärung ist zusammen mit den zugehörigen 
Prüfberichten elektronisch bei der Zentralen Stelle zu hinterlegen. Die 
Bestätigung nach Abs. 1 Satz 2 ist mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur […] zu versehen. […] 
 
(4) Von der Pflicht nach Abs. 1 Satz 1 ist befreit, wer 
systembeteiligungspflichtige Verpackungen der Materialarten Glas von 
weniger als 80 000 Kilogramm, Papier, Pappe und Karton von weniger als 
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50 000 Kilogramm sowie der übrigen in § 16 Abs. 2 genannten Materialarten 
von weniger als 30 000 Kilogramm im vorangegangenen Kalenderjahr 
erstmals in Verkehr gebracht hat. […] 
 
 
§ 12 Ausnahmen 
Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten nicht für 
1. Mehrwegverpackungen, 
2. Einweggetränkeverpackungen, die nach § 31 der Pfandpflicht 

unterliegen, 
3. systembeteiligungspflichtige Verpackungen, die nachweislich nicht im 

Geltungsbereich dieses Gesetzes an den Endverbraucher abgegeben 
werden, 

4. Verkaufsverpackungen schadstoffhaltiger Füllgüter. 
 
 
Abschnitt 3 Sammlung, Rücknahme und Verwertung 
§ 13 Getrennte Sammlung 
Beim privaten Endverbraucher als Abfall anfallende restentleerte 
Verpackungen sind, unbeschadet der Vorgaben nach der 
Gewerbeabfallverordnung, einer vom gemischten Siedlungsabfall getrennten 
Sammlung gemäß den nachfolgenden Vorschriften zuzuführen. 
 
 
§ 15 Pflichten der Hersteller und Vertreiber zur Rücknahme und 
Verwertung 
(1) Hersteller und in der Lieferkette nachfolgende Vertreiber von 
1. Transportverpackungen, 
2. Verkaufs- und Umverpackungen, die nach Gebrauch typischerweise nicht 

bei privaten Endverbrauchern als Abfall anfallen, 
3. Verkaufs- und Umverpackungen, für die wegen Systemunverträglichkeit 

nach § 7 Abs. 5 eine Systembeteiligung nicht möglich ist, und 
4. Verkaufsverpackungen schadstoffhaltiger Füllgüter sind verpflichtet, 

gebrauchte, restentleerte Verpackungen der gleichen Art, Form und 
Größe wie die von ihnen in Verkehr gebrachten am Ort der tatsächlichen 
Übergabe oder in dessen unmittelbarer Nähe unentgeltlich 
zurückzunehmen. Für Letztvertreiber beschränkt sich die 
Rücknahmepflicht nach Satz 1 auf Verpackungen, die von solchen Waren 
stammen, die der Vertreiber in seinem Sortiment führt. Im Rahmen 
wiederkehrender Belieferungen kann die Rücknahme auch bei einer der 
nächsten Anlieferungen erfolgen. Hersteller und in der Lieferkette 
nachfolgende Vertreiber können untereinander sowie mit den 
Endverbrauchern, sofern es sich bei diesen nicht um private 
Haushaltungen handelt, abweichende Vereinbarungen über den Ort der 
Rückgabe und die Kostenregelung treffen. 

 
(2) Ist einem Hersteller oder in der Lieferkette nachfolgenden Vertreiber von 
Verpackungen nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und 4 eine umwelt- und 
gesundheitsverträgliche Rücknahme am Ort der tatsächlichen Übergabe oder 
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in dessen unmittelbarer Nähe nicht möglich, kann die Rücknahme auch in 
einer zentrale Annahmestelle erfolgen, wenn diese in einer für den 
Rückgabeberechtigten zumutbaren Entfernung zum Ort der tatsächlichen 
Übergabe liegt und zu den geschäftsüblichen Öffnungszeiten des Vertreibers 
zugänglich ist. […] 
 
(3) Hersteller und in der Lieferkette nachfolgende Vertreiber, die 
Verpackungen nach Abs. 1 Satz 1 zurücknehmen, sind verpflichtet, diese 
einer Wiederverwendung oder einer Verwertung gemäß den Anforderungen 
des § 16 Abs. 5 zuzuführen. Die Anforderungen nach Satz 1 können auch 
durch die Rückgabe an einen Vorvertreiber erfüllt werden. Sofern es sich bei 
den zurückgenommenen Verpackungen um solche nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
und 4 handelt, ist über die Erfüllung der Rücknahme - und 
Verwertungsanforderungen Nachweis zu führen. Hierzu sind jährlich bis zum 
15. Mai die im vorangegangenen Kalenderjahr in Verkehr gebrachten sowie 
zurückgenommenen und verwerteten Verpackungen in nachprüfbarer Form 
zu dokumentieren. Die Dokumentation ist aufgeschlüsselt nach Materialart 
und Masse zu erstellen. Sie ist der zuständigen Landesbehörde, auf deren 
Gebiet der Hersteller oder Vertreiber ansässig ist, auf Verlangen vorzulegen. 
[…] 
 
(4) Falls kein System eingerichtet ist, gelten die Rücknahmepflicht nach 
Abs. 1 Satz 1 und die Hinweispflicht nach Abs. 2 Satz 2 in Bezug auf 
systembeteiligungspflichtige Verpackungen entsprechend. […] 
 
 
Abschnitt 6 Getränkeverpackungen 
§ 31 Pfand- und Rücknahmepflichten für Einweggetränkeverpackungen 
(1) Hersteller von mit Getränken befüllten Einweggetränkeverpackungen sind 
verpflichtet, von ihren Abnehmern ein Pfand in Höhe von mindestens 0,25 
Euro einschließlich Umsatzsteuer je Verpackung zu erheben. Das Pfand ist 
von jedem weiteren Vertreiber auf allen Handelsstufen bis zur Abgabe an den 
Endverbraucher zu erheben. Die Einweggetränkeverpackungen sind vor dem 
Inverkehrbringen dauerhaft, deutlich lesbar und an gut sichtbarer Stelle als 
pfandpflichtig zu kennzeichnen. Die Hersteller nach Satz 1 sind verpflichtet, 
sich an einem bundesweit tätigen, einheitlichen Pfandsystem zu beteiligen, 
das den Teilnehmern die Abwicklung von Pfanderstattungsansprüchen 
untereinander ermöglicht. […] 
 
 
Abschnitt 7 Schlussbestimmungen 
§ 33 Beauftragung Dritter 
Die nach diesem Gesetz Verpflichteten können Dritte mit der Erfüllung ihrer 
Pflichten beauftragen; § 22 Satz 2 und 3 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes gilt 
entsprechend. Satz 1 gilt nicht für die Registrierung nach § 9 und nicht für die 
Abgabe von Datenmeldungen nach § 10. 
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  Neu: POP-Abfall-ÜberwV »POP-Abfall-Überwachungs-Verordnung« vom 17.7.2017 

§ 1 Anwendungsbereich 
(1) Diese Verordnung gilt für Erzeuger, Besitzer, Sammler, Beförderer, 
Händler, Makler und Entsorger von POP-haltigen Abfällen. 
 
 
§ 2 POP-haltige Abfälle 
POP-haltige Abfälle im Sinne dieser Verordnung sind 
1. Abfälle, die 

a. aus den in Anhang IV der [EU-POP-Verordnung] genannten 
persistenten organischen Schadstoffen (POP) bestehen, diese 
enthalten oder durch sie verunreinigt sind, 

b. mindestens eine der in Anhang IV der [EU-POP-Verordnung] 
aufgeführten Konzentrationsgrenzen erreichen oder überschreiten, 

c. als nicht gefährliche Abfälle gemäß der AVV eingestuft sind und 
d. einer der folgenden Abfallarten gemäß der Anlage zur AVV 

zuzuordnen sind: 

 Abfallschlüssel 160122, 

 Abfallschlüssel 160214, 

 Abfallschlüssel 160216, 

 Abfallschlüssel 170203, 

 Abfallschlüssel 170604, 

 Abfallschlüssel 170904, 

 Abfallschlüssel 191004, 

 Abfallschlüssel 191006 oder 

 Abfallschlüssel 200136, 
 
2. in einer Anlage erzeugte oder in sonstiger Weise angefallene Gemische, 

die die in Nr. 1 genannten Abfälle enthalten, unabhängig davon, ob diese 
Gemische eine der in Anhang IV der [EU-POP-Verordnung] aufgeführten 
Konzentrationsgrenzen unter- oder überschreiten und 

 
3. in einer Anlage aussortierte Abfälle, die die in Nr. 1 Buchstabe a bis c 

genannten Anforderungen erfüllen und hinsichtlich der Art und 
Zusammensetzung den in Nr. 1 Buchstabe d genannten Abfallarten 
entsprechen. 

 
 
§ 3 Getrennte Sammlung und Beförderung; Vermischungsverbot 
(1) Erzeuger und Besitzer von POP-haltigen Abfällen haben diese getrennt 
von anderen Abfällen zu sammeln und zu befördern, soweit dies zur Erfüllung 
der Anforderungen nach […] KrWG erforderlich ist. 
 
(2) Soweit die getrennte Sammlung nach Abs. 1 erforderlich ist, ist die 
Vermischung, einschließlich der Verdünnung, von POP-haltigen Abfällen mit 
anderen Abfällen, Stoffen oder Materialien unzulässig. 
 

  Übernehmen Sie die nebenste-
henden Pflichten in Ihr Rechtsver-
zeichnis, wenn Sie von der Verord-
nung betroffen sind. 

Stellen Sie sicher, dass Sie ihnen 
nachkommen. 

http://www.risolva.de/
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(3) Abweichend von Abs. 2 ist eine Vermischung zulässig, wenn 
1. sie in einer hierfür zugelassenen Anlage erfolgt, 
2. sichergestellt ist, dass das gesamte entstehende Gemisch […] 

ordnungsgemäß und schadlos verwertet oder […] 
gemeinwohlverträglich beseitigt wird sowie 

3. das Vermischungsverfahren dem Stand der Technikentspricht. 
 
(4) Soweit POP-haltige Abfälle in unzulässiger Weise vermischt worden sind, 
sind diese zu trennen, 
1. soweit dies erforderlich ist, um 

a. eine ordnungsgemäße und schadlose Verwertung […] oder 
b. eine gemeinwohlverträgliche Beseitigung […] sicherzustellen, und 

2. die Trennung technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist. 
 
 
§ 4 Nachweispflichten 
(1) Erzeuger, Besitzer, Sammler, Beförderer und Entsorger von POP-haltigen 
Abfällen haben sowohl der zuständigen Behörde gegenüber als auch 
untereinander die ordnungsgemäße Entsorgung der Abfälle […] 
nachzuweisen. Der Nachweis wird geführt 
1. vor Beginn der Entsorgung in Form einer Erklärung des Erzeugers, 

Besitzers, Sammlers oder Beförderers von POP-haltigen Abfällen zur 
vorgesehenen Entsorgung, einer Annahmeerklärung des Entsorgers von 
Abfällen sowie der Bestätigung der Zulässigkeit der vorgesehenen 
Entsorgung durch die zuständige Behörde und 

2. über die durchgeführte Entsorgung oder Teilabschnitte der Entsorgung 
in Form von Erklärungen der nach Satz 1 Verpflichteten über den 
Verbleib der entsorgten POP-haltigen Abfälle; die Erklärungen sind 
jeweils unverzüglich nach Durchführung des jeweiligen Teilabschnitts der 
Entsorgung abzugeben. 

 
Die Teile 2 und 4 der NachwV […] gelten mit Ausnahme von § 9 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 der NachwV entsprechend. 
 
(2) Die Nachweispflichten nach Abs. 1 gelten nicht für die Entsorgung von 
POP-haltigen Abfällen, welche die Erzeuger oder Besitzer in eigenen 
Entsorgungsanlagen entsorgen, wenn diese Entsorgungsanlagen in einem 
engen räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit den Anlagen oder 
Stellen stehen, in denen die zu entsorgenden Abfälle angefallen sind. 
 
(3) Die Nachweispflichten nach Abs. 1 gelten nicht bis zum Abschluss der 
Rücknahme oder Rückgabe von Erzeugnissen oder von nach Gebrauch dieser 
Erzeugnisse verbleibenden POP-haltigen Abfällen nach § 2 Nr. 1, wenn die 
Erzeugnisse oder Abfälle einer gesetzlichen oder verordneten Rücknahme 
oder Rück-gabe unterliegen. Eine Rücknahme oder Rückgabe von 
Erzeugnissen und der nach Gebrauch der Erzeugnisse verbleibenden Abfälle 
gilt spätestens mit der Annahme an einer Anlage zur weiteren Entsorgung, 
ausgenommen Anlagen zur Zwischenlagerung der Abfälle, als 
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abgeschlossen, soweit kein früherer Zeitpunkt bestimmt ist. Im Fall einer 
freiwilligen Rücknahme gilt § 26 Abs. 3 bis 5 des KrWG entsprechend. 
 
(4) Die Nachweispflichten nach Abs. 1 gelten nicht für die Überlassung von 
Altgeräten nach ElektroG an Einrichtungen zur Erfassung und 
Erstbehandlung. 
 
(5) In den Fällen der Absätze 2 bis 4 bleiben die Registerpflichten nach § 5 
dieser Verordnung und nach § 49 des KrWG unberührt. 
 
(6) Die Nachweispflichten nach Abs. 1 gelten nicht für private Haushaltungen. 
 
 
§ 5 Registerpflichten 
(1) Erzeuger, Besitzer, Sammler, Beförderer, Händler und Makler von POP-
haltigen Abfällen haben ein Register zu führen, in dem hinsichtlich der 
Vorgänge nach Anlage 1 oder Anlage 2 des KrWG folgende Angaben 
verzeichnet sind: 
1. die Menge, die Art und der Ursprung sowie 
2. die Bestimmung der Abfälle, die Häufigkeit der Sammlung, die 

Beförderungsart sowie die Art der Verwertung oder Beseitigung, 
einschließlich der Vorbereitung vor der Verwertung oder Beseitigung, 
soweit diese Angaben zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen 
Abfallbewirtschaftung von Bedeutung sind.  

Die Teile 3 und 4 der Nachweisverordnung gelten entsprechend. 
 
(2) Auf Verlangen der zuständigen Behörde sind die Register vorzulegen oder 
Angaben aus diesen Registern mitzuteilen. 
 
(3) In ein Register eingetragene Angaben oder eingestellte Belege über POP-
haltige Abfälle haben die Erzeuger, Besitzer, Sammler, Beförderer, Händler 
und Makler drei Jahre jeweils ab dem Zeitpunkt der Eintragung oder 
Einstellung in das Register gerechnet aufzubewahren. 
 
(4) Die Registerpflichten nach Abs. 1 gelten nicht für private Haushaltungen. 
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  Neu: 42. BImSchV »Verordnung über Verdunstungskühlanlagen, Kühltürme und Nassabscheider«  
vom 12.7.2017 

§ 1 Anwendungsbereich 
(1) Diese Verordnung gilt für die Errichtung, die Beschaffenheit und den 
Betrieb folgender Anlagen, in denen Wasser verrieselt oder versprüht wird 
oder anderweitig in Kontakt mit der Atmosphäre kommen kann: 
1. Verdunstungskühlanlagen, 
2. Kühltürme und 
3. Nassabscheider. 
 
(2) Diese Verordnung gilt nicht für 
1. Verdunstungskühlanlagen, bei denen Kondenswasserbildung durch 

Taupunktunterschreitung möglich ist, insbesondere Anlagen mit 
Kaltwassersätzen,  

2. Wärmeüberträger, in denen  
a. das die Prozesswärme aufnehmende Fluid ausschließlich in einem 

geschlossenen Kreislauf geführt wird und 
b. die Prozesswärme ausschließlich direkt über Luftwärmeübertragung 

an die zur Kühlung herangeführte Luft übertragen wird, 
3. Befeuchtungseinrichtungen in Raumlufttechnischen Anlagen, die 

integrierter Bestandteil der luftführenden Bereiche dieser Anlagen sind 
und die bei Bedarf auch zur adiabaten Kühlung eingesetzt werden, 

4. Anlagen, in denen das Nutzwasser und die Verrieselungsflächen eine 
dauerhaft konstante Temperatur von 60 Grad Celsius oder mehr haben, 

5. Nassabscheider, in denen das Nutzwasser dauerhaft einen pH-Wert von 
4 oder weniger oder einen pH-Wert von 10 oder mehr hat, 

6. Nassabscheider, bei denen das Abgas nach Verlassen des Abscheiders für 
mindestens 10 Sekunden auf mindestens 72 Grad Celsius erhitzt wird, 
wodurch sichergestellt ist, dass trockenes Abgas abgeleitet wird, 

7. Anlagen, in denen das Nutzwasser dauerhaft eine Salzkonzentration von 
mehr als 100 Gramm Halogenide je Liter hat, 

8. Nassabscheider, die ausschließlich mit Frischwasser im Durchlaufbetrieb 
betrieben werden, und 

9. Anlagen, die in einer Halle stehen und in diese emittieren. 
 
 
Abschnitt 2 Anforderungen an die Errichtung, die Beschaffenheit und den 
Betrieb 
§ 3 Allgemeine Anforderungen 
(1) Anlagen im Anwendungsbereich dieser Verordnung sind so auszulegen, zu 
errichten und zu betreiben, dass Verunreinigungen des Nutzwassers durch 
Mikroorganismen, insbesondere Legionellen, nach dem Stand der Technik 
vermieden werden. 
 
(2) Der Betreiber hat dafür zu sorgen, dass Anlagen so ausgelegt und 
errichtet werden, dass insbesondere 

  Übernehmen Sie die der 
nebenstehenden Paragrafen in Ihr 
Rechtsverzeichnis, von denen Sie 
betroffen sind. 

Stellen Sie sicher, dass Sie den 
Anforderungen nachkommen. 

Wichtig: 
Viele der Anforderungen gelten ohne 
Übergangsbestimmungen. 
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1. die eingesetzten Werkstoffe für die Wasserqualität und die 
einzusetzenden Betriebsstoffe, einschließlich Desinfektions- und 
Reinigungsmittel, geeignet sind, 

2. Tropfenauswurf durch geeignete Tropfenabscheider oder gleichwertige 
Maßnahmen effektiv minimiert wird, 

3. Totzonen, in denen das Wasser während des bestimmungsgemäßen 
Betriebs stagniert, möglichst vermieden werden, 

4. wasserführende Bauteile möglichst vollständig entleert werden können, 
5. Biozide dem Nutzwasser dosiert zugesetzt werden können, 
6. Vorkehrungen für die regelmäßige Überprüfung relevanter chemischer, 

physikalischer oder mikrobiologischer Parameter getroffen werden, 
7. Vorkehrungen für die regelmäßige Probenahme für mikrobiologische 

Untersuchungen getroffen werden und 
8. Vorkehrungen für die Durchführung regelmäßiger Instandhaltungen 

getroffen werden. 
 
(3) Anlagen nach § 1 Abs. 1 dürfen nur mit Betriebsstoffen betrieben werden, 
die mit den in der Anlage vorhandenen Werkstoffen verträglich sind. 
 
(4) Der Betreiber hat sicherzustellen, dass vor der Inbetriebnahme oder der 
Wiederinbetriebnahme für die Anlage eine Gefährdungsbeurteilung unter 
Beteiligung einer hygienisch fachkundigen Person erstellt wird; diese umfasst 
die Schritte Risikoanalyse, die mögliche Gefährdungen identifiziert und das 
Risiko hinsichtlich des potenziellen Schadensausmaßes und der 
Eintrittswahrscheinlichkeiten für Gefährdungen betrachtet, und der 
Risikobewertung, die Risiken hinsichtlich ihrer potenziellen Auswirkungen auf 
die hygienische Sicherheit und die daraus abzuleitenden Maßnahmen 
priorisiert. Der Betreiber hat vor dem in Satz 1 bestimmten Zeitpunkt die 
Erstellung der Gefährdungsbeurteilung im Betriebstagebuch zu 
dokumentieren. 
 
(5) Der Betreiber hat sicherzustellen, dass dem Nutzwasser zugesetztes 
Zusatzwasser die in Anlage 1 genannten Prüfwerte 2 nicht überschreitet. Satz 
1 gilt nicht für Anlagen, in denen die Verweilzeit des Kühlwassers nicht mehr 
als eine Stunde beträgt. 
 
(6) Der Betreiber hat sicherzustellen, dass vor der Inbetriebnahme oder der 
Wiederinbetriebnahme einer Anlage die Prüfschritte gemäß Anlage 2 unter 
Beteiligung einer hygienisch fachkundigen Person durchgeführt wurden. Der 
Betreiber hat vor dem in Satz 1 bestimmten Zeitpunkt die Durchführung der 
Prüfschritte im Betriebstagebuch zu dokumentieren. Die Die Sätze 1 und 2 
gelten auch für Anlagen oder Anlagenteile, die nach Trockenlegung oder 
nach Unterbrechung des Nutzwasserkreislaufs für mehr als eine Woche 
wieder angefahren werden. 
 
(7) Der Betreiber hat innerhalb von vier Wochen nach der Inbetriebnahme 
oder der Wiederinbetriebnahme einer Anlage die erste regelmäßige 
Laboruntersuchung des Nutzwassers gemäß § 4 Abs. 2 und 3 oder § 7 Abs. 2 
durchführen zu lassen (Erstuntersuchung). Der Betreiber einer bestehenden 
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Anlage, für die bei Inkrafttreten dieser Verordnung noch keine 
Laboruntersuchung entsprechend Satz 1 durchgeführt wurde, hat die erste 
regelmäßige Laboruntersuchung des Nutzwassers bis zum 16. September 
2017 durchführen zu lassen. Bei Anlagen, die bestimmungsgemäß an nicht 
mehr als 90 aufeinanderfolgenden Tagen im Jahr in Betrieb sind, hat der 
Betreiber innerhalb von zwei Wochen nach der jährlichen Wiederaufnahme 
des Betriebs die erste regelmäßige Laboruntersuchung des Nutzwassers 
durchführen zu lassen. Der Betreiber hat die Erstuntersuchung nach deren 
Veranlassung und die Ergebnisse der Erstuntersuchung nach deren Vorliegen 
unverzüglich im Betriebstagebuch zu dokumentieren. 
 
(8) Der Betreiber hat die Laboruntersuchungen nach dieser Verordnung und 
die dafür erforderlichen Probenahmen jeweils von einem akkreditierten 
Prüflaboratorium durchführen zu lassen; die Probenahme und die 
Untersuchung zur Bestimmung der Legionellen sind nach genormten 
Verfahren, unter Berücksichtigung gegebenenfalls vorliegender 
Empfehlungen des Umweltbundesamtes, durchzuführen. Der Betreiber hat 
dem Labor und dem Probenehmer den Zeitpunkt einer erfolgten 
Biozidzugabe sowie die Menge und die Art des Biozids mitzuteilen. 
 
(9) Der Betreiber hat sicherzustellen, dass während des Betriebs ohne oder 
mit verminderter Last die Vermehrung von Mikroorganismen und bei 
Wiederaufnahme des Betriebs unter Last sowie bei Reinigungs- und 
Desinfektionsmaßnahmen eine Freisetzung mikroorganismenhaltiger 
Aerosole in die Umgebungsluftweitgehend vermieden wird. 
 
 
Abschnitt 3 Anforderungen an den Betrieb von Verdunstungskühlanlagen 
und Nassabscheidern 
§ 4 Ermittlung des Referenzwertes, betriebsinterne Überprüfungen und 
Laboruntersuchungen in Verdunstungskühlanlagen und Nassabscheidern 
(1) Nach der Inbetriebnahme oder der Wiederinbetriebnahme einer 
Verdunstungskühlanlage oder eines Nassabscheiders ist der Referenzwert 
des Nutzwassers aus mindestens sechs aufeinanderfolgenden 
Laboruntersuchungen auf den Parameter allgemeine Koloniezahl zu 
bestimmen. Bei bestehenden Anlagen, für die bei Inkrafttreten dieser 
Verordnung noch kein Referenzwert entsprechend Satz 1 bestimmt wurde, 
ist der Referenzwert aus den ersten sechs Laboruntersuchungen nach dem 
19. August 2017 zu bestimmen. Die Sätze 1 und 2 finden keine Anwendung 
bei Anlagen, die bestimmungsgemäß an nicht mehr als 90 
aufeinanderfolgenden Tagen im Jahr in Betrieb sind. Bis zur Bestimmung des 
Referenzwertes  
1. nach Satz 1 oder 2, 
2. bei Anlagen, die bestimmungsgemäß an nicht mehr als 90 

aufeinanderfolgenden Tagen im Jahr in Betrieb sind, oder 
3. bei Anlagen, für die der Betreiber erklärt, auf die Bestimmung des 

Referenzwertes nach Satz 1 oder 2 zu verzichten, 
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ist die bei der Erstuntersuchung nach § 3 Abs. 7 ermittelte Konzentration der 
allgemeinen Koloniezahl, jedoch nicht mehr als 10 000 KBE/Milliliter, als 
Referenzwert heranzuziehen. Als Referenzwert heranzuziehen ist die bei der 
Erstuntersuchung nach § 3 Abs. 7 ermittelte Konzentration der allgemeinen 
Koloniezahl, jedoch nicht mehr als 10 000 KBE/Milliliter,  
1. bis zur Bestimmung des Referenzwertes nach Satz 1 oder 2, 
2. bei Anlagen, die bestimmungsgemäß an nicht mehr als 90 

aufeinanderfolgenden Tagen im Jahr in Betrieb sind, oder 
3. bei Anlagen, für die der Betreiber erklärt, auf die Bestimmung des 

Referenzwertes nach Satz 1 oder 2 zu verzichten. 
 
In den Fällen der Sätze 1 und 2 hat der Betreiber nach Vorliegen des 
Ergebnisses der sechsten Laboruntersuchung unverzüglich die Höhe des 
Referenzwertes im Betriebstagebuch zu dokumentieren. 
 
(2) Der Betreiber hat 
1. zur Sicherstellung der hygienischen Beschaffenheit des Nutzwassers 

regelmäßig mindestens zweiwöchentliche betriebsinterne 
Überprüfungen chemischer, physikalischer oder mikrobiologischer 
Kenngrößen des Nutzwassers durchzuführen, 

2. zur Überprüfung der Einhaltung des Referenzwertes regelmäßig 
mindestens alle drei Monate Laboruntersuchungen des Nutzwassers auf 
den Parameter allgemeine Koloniezahl durchführen zu lassen. 

 
(3) Der Betreiber hat regelmäßig mindestens alle drei Monate 
Laboruntersuchungen des Nutzwassers auf den Parameter Legionellen 
durchführen zu lassen.  
 
(4) Werden die in Anlage 1 genannten Prüfwerte 1 in zwei 
aufeinanderfolgenden Jahren bei keiner Laboruntersuchung nach Abs. 3 
überschritten, können die regelmäßigen Laboruntersuchungen nach Abs. 3 
alle sechs Monate durchgeführt werden. Dabei muss immer eine 
Laboruntersuchung zwischen dem 1. Juni und dem 31. August durchgeführt 
werden. 
 
(5) Der Betreiber hat sicherzustellen, dass er über das Ergebnis der 
Laboruntersuchungen nach Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 unverzüglich unterrichtet 
wird. Der Betreiber hat die betriebsinternen Überprüfungen, die 
Laboruntersuchungen nach Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 nach deren Veranlassung 
und die Ergebnisse der betriebsinternen Überprüfungen und der 
Laboruntersuchungen jeweils nach deren Vorliegen unverzüglich im 
Betriebstagebuch zu dokumentieren. Zusätzlich ist der mikrobiologische 
Untersuchungsbefund als Anlage zum Betriebstagebuch zu nehmen. 
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§ 5 Maßnahmen bei einem Anstieg der Konzentration der allgemeinen 
Koloniezahl 
(1) Ist aufgrund einer Laboruntersuchung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ein Anstieg der 
Konzentration der allgemeinen Koloniezahl um den Faktor 100 oder mehr 
gegenüber dem Referenzwert festzustellen, hat der Betreiber unverzüglich 
1. Untersuchungen zur Aufklärung der Ursachen durchzuführen und 
2. die erforderlichen Maßnahmen für einen ordnungsgemäßen Betrieb, 

insbesondere Sofortmaßnahmen zur Verminderung der mikrobiellen 
Belastung, zu ergreifen. 

 
(2) Der Betreiber hat die ermittelten Ursachen und die gegebenenfalls 
ergriffenen Maßnahmen jeweils nach deren Durchführung unverzüglich im 
Betriebstagebuch zu dokumentieren. 
 
 
§ 6 Maßnahmen bei einer Überschreitung der Prüfwerte in 
Verdunstungskühlanlagen und Nassabscheidern 
(1) Wird bei einer Laboruntersuchung nach § 4 Abs. 3 eine Überschreitung der 
in Anlage 1 genannten Prüfwerte 1 oder 2 festgestellt, hat der Betreiber 
unverzüglich eine zusätzliche Laboruntersuchung auf den Parameter 
Legionellen durchführen zu lassen. 
 
(2) Bestätigt die zusätzliche Laboruntersuchung nach Abs. 1 eine 
Überschreitung des in Anlage 1 genannten Prüfwertes 1, hat der Betreiber 
unverzüglich 
1. Untersuchungen zur Aufklärung der Ursachen durchzuführen, 
2. die erforderlichen Maßnahmen für einen ordnungsgemäßen Betrieb zu 

ergreifen, 
3. betriebsinterne Überprüfungen wöchentlich durchzuführen und 
4. Laboruntersuchungen auf die Parameter allgemeine Koloniezahl und 

Legionellen monatlich durchführen zu lassen. 
 
(3) Bestätigt die zusätzliche Laboruntersuchung nach Abs. 1 eine 
Überschreitung des in Anlage 1 genannten Prüfwertes 2, hat der Betreiber 
unverzüglich  
1. die Pflichten nach Abs. 2 zu erfüllen und 
2. technische Maßnahmen nach dem Stand der Technik, insbesondere 

Sofortmaßnahmen zur Verminderung der mikrobiellen Belastung, zu 
ergreifen, um die Legionellenkonzentration im Nutzwasser unter den in 
Anlage 1 genannten Prüfwert 2 zu reduzieren. 

 
(4) Der Betreiber hat die zusätzliche Laboruntersuchung nach Abs. 1 nach 
deren Veranlassung sowie die Ergebnisse der Laboruntersuchung und die 
Ergebnisse der Untersuchungen jeweils nach deren Vorliegen sowie die 
gegebenenfalls ergriffenen Maßnahmen nach den Absätzen 2 oder 3 jeweils 
nach deren Durchführung unverzüglich im Betriebstagebuch zu 
dokumentieren. 
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(5) Wird bei drei aufeinanderfolgenden Untersuchungen nach Abs. 2 Nr. 4 
festgestellt, dass die in Anlage 1 genannten Prüfwerte 1 eingehalten werden, 
gelten ab dem Zeitpunkt der letzten Probenahme wieder die Prüfintervalle 
nach § 4 Abs. 2 und 3. 
 
 
Abschnitt 4 Anforderungen an den Betrieb von Kühltürmen 
§ 7 Betriebsinterne Überprüfungen und Laboruntersuchungen in 
Kühltürmen 
(1) Der Betreiber hat durch regelmäßige mindestens zweiwöchentliche 
betriebsinterne Überprüfungen chemischer, physikalischer oder 
mikrobiologischer Kenngrößen die hygienische Beschaffenheit des 
Nutzwassers sicherzustellen. 
 
(2) Der Betreiber hat regelmäßig mindestens monatlich 
Laboruntersuchungen des Nutzwassers auf den Parameter Legionellen 
durchführen zu lassen. 
 
(3) Werden die in Anlage 1 genannten Prüfwerte 1 in zwei 
aufeinanderfolgenden Jahren bei keiner Laboruntersuchung nach Abs. 2 
überschritten, können die regelmäßigen Untersuchungen nach Abs. 2 alle 
zwei Monate durchgeführt werden. 
 
(4) Der Betreiber hat sicherzustellen, dass er über das Ergebnis der 
Laboruntersuchungen nach Abs. 2 unverzüglich unterrichtet wird. Der 
Betreiber hat die betriebsinternen Überprüfungen nach Abs. 1 und die 
Laboruntersuchungen nach Abs. 2 nach deren Veranlassung sowie deren 
jeweilige Ergebnisse nach Vorliegen unverzüglich im Betriebstagebuch zu 
dokumentieren. Zusätzlich ist der mikrobiologische Untersuchungsbefund als 
Anlage zum Betriebstagebuch zu nehmen. 
 
 
§ 8 Maßnahmen bei einer Überschreitung der Prüfwerte in Kühltürmen 
(1) Wird bei einer Laboruntersuchung nach § 7 Abs. 2 eine Überschreitung des 
in Anlage 1 genannten Prüfwertes 2 festgestellt, hat der Betreiber 
unverzüglich eine zusätzliche Laboruntersuchung auf den Parameter 
Legionellen durchführen zu lassen. 
 
(2) Bestätigt die zusätzliche Laboruntersuchung nach Abs. 1 eine 
Überschreitung des in Anlage 1 genannten Prüfwertes 2, hat der Betreiber 
unverzüglich  
1. Untersuchungen zur Aufklärung der Ursachen durchzuführen, 
2. die erforderlichen Maßnahmen für einen ordnungsgemäßen Betrieb, 

insbesondere Sofortmaßnahmen zur Verminderung der mikrobiellen 
Belastung, zu ergreifen, 

3. technische Maßnahmen nach dem Stand der Technik zu ergreifen, um 
die Legionellenkonzentration im Nutzwasser unter den in Anlage 1 
genannten Prüfwert 2 zu reduzieren. 
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(3) Der Betreiber hat die zusätzliche Laboruntersuchung nach Abs. 1 nach 
deren Veranlassung sowie die Ergebnisse der Laboruntersuchung und die 
Ergebnisse der Untersuchungen jeweils nach deren Vorliegen sowie die 
gegebenenfalls ergriffenen Maßnahmen nach Abs. 2 jeweils nach deren 
Durchführung unverzüglich im Betriebstagebuch zu dokumentieren. 
 
 
Abschnitt 5 Anforderungen bei Überschreitung der Maßnahmenwerte 
oder bei Störung des Betriebs 
§ 9 Maßnahmen bei einer Überschreitung der Maßnahmenwerte 
(1) Wird bei einer Laboruntersuchung nach § 4 Abs. 3 oder § 7 Abs. 2 eine 
Überschreitung der in Anlage 1 genannten Maßnahmenwerte festgestellt, 
hat der Betreiber unverzüglich 
1. eine Untersuchung zur Differenzierung der nachgewiesenen Legionellen 

nach 
a. Legionella pneumophilia – Serogruppe 1, 
b. Legionella pneumophilia – andere Serogruppen und 
c. andere Legionellenarten (Legionella non-pneumophilia) 
durch ein akkreditiertes Prüflaboratorium durchführen zu lassen, 

2. bei Verdunstungskühlanlagen und Nassabscheidern die Pflichten nach 
§ 6 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 und § 6 Abs. 3 Nr. 2 zu erfüllen oder bei Kühltürmen 
die Pflichten aus § 8 Abs. 2 zu erfüllen sowie 

3. eine zusätzliche Laboruntersuchung auf den Parameter Legionellen 
durchführen zu lassen. 

 
(2) Bestätigt die zusätzliche Laboruntersuchung nach Abs. 1 Nr. 3 eine 
Überschreitung der in Anlage 1 genannten Maßnahmenwerte, hat der 
Betreiber unverzüglich zusätzlich Gefahrenabwehrmaßnahmen, 
insbesondere zur Vermeidung der Freisetzung mikroorganismenhaltiger 
Aerosole, zu ergreifen. 
 
(3) Der Betreiber hat die Untersuchung zur Differenzierung der Legionellen 
nach Abs. 1 Nr. 1 und die zusätzliche Laboruntersuchung nach Abs. 1 Nr. 3 
jeweils nach deren Veranlassung, die jeweiligen Ergebnisse nach deren 
Vorliegen, sowie die gegebenenfalls ergriffenen 
Gefahrenabwehrmaßnahmen nach Abs. 2 jeweils nach deren Durchführung 
unverzüglich im Betriebstagebuch zu dokumentieren. 
 
 
§ 10 Informationspflichten 
Wird bei einer Laboruntersuchung eine Überschreitung der in Anlage 1 
genannten Maßnahmenwerte festgestellt, hat der Betreiber die zuständigen 
Behörden  
1. unverzüglich gemäß Anlage 3 Teil 1 zu informieren und 
2. innerhalb einer Frist von vier Wochen gemäß Anlage 3 Teil 2 zu 

informieren. 
Informations- oder Meldepflichten nach anderen Vorschriften bleiben 
unberührt. 

 

http://www.risolva.de/


Infobrief  
Juli 2017 

 

 

© Risolva GmbH, Carl-Zeiss-Straße 18, 72555 Metzingen, www.risolva.de Seite 25 von 46 
Stand: Veröffentlichungen, die bis 25.7.2017 online verfügbar waren 

§ 11 Störungen des Betriebs 
Können Anforderungen an den Betrieb einer Anlage im Anwendungsbereich 
dieser Verordnung aufgrund oder infolge eines technischen Defekts innerhalb 
oder außerhalb der Anlage, der zur Vermehrung oder Ausbreitung von 
Legionellen führen kann, nicht eingehalten werden, hat der Betreiber 
unverzüglich 
1. die Ursachen der Störung zu ermitteln und 
2. die erforderlichen Maßnahmen für einen ordnungsgemäßen Betrieb zu 

ergreifen. 
 
Der Betreiber hat die Ursachen jeweils nach deren Ermittlung und die 
ergriffenen Maßnahmen jeweils nach deren Durchführung unverzüglich im 
Betriebstagebuch zu dokumentieren. 
 
 
Abschnitt 6 Anforderungen an die Überwachung 
§ 12 Betriebstagebuch 
(1) Der Betreiber einer Anlage hat zur Überprüfung des ordnungsgemäßen 
Anlagenbetriebs ein Betriebstagebuch zu führen, in das unverzüglich 
mindestens die Informationen gemäß Anlage 4 Teil 1 einzustellen sind. 
 
(2) Das Betriebstagebuch kann durch Speicherung der Angaben gemäß 
Abs. 1 mittels elektronischer Datenverarbeitung geführt werden. Das 
Betriebstagebuch muss jederzeit einsehbar sein und in Klarschrift vorgelegt 
werden können. 
 
(3) Der Betreiber hat die in das Betriebstagebuch eingestellten Angaben der 
zuständigen Behörde sowie im Rahmen der Überprüfung den gemäß § 14 
Beauftragten jederzeit in Klarschrift auf Verlangen vorzulegen. Der Betreiber 
hat das Betriebstagebuch samt Anlagen jeweils beginnend mit dem Datum 
der Einstellung des letzten Eintrags fünf Jahre aufzubewahren. 
 
 
§ 13 Anzeigepflichten 
(1) Der Betreiber einer Neuanlage hat diese spätestens einen Monat nach der 
Erstbefüllung mit Nutzwasser der zuständigen Behörde gemäß Anlage 4 Teil 
2 anzuzeigen. 
 
(2) Der Betreiber einer Bestandsanlage hat diese spätestens einen Monat 
nach dem 19. Juli 2018 der zuständigen Behörde gemäß Anlage 4 Teil 2 
anzuzeigen. 
 
(3) Der Betreiber hat unverzüglich, aber spätestens innerhalb eines Monats, 
Folgendes der zuständigen Behörde gemäß Anlage 4 Teil 2 anzuzeigen: 
1. Änderungen der Anlage und 
2. die Anlagenstilllegung. 
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(4) Bei einem Betreiberwechsel hat der neue Betreiber diesen Wechsel 
unverzüglich, aber spätestens innerhalb eines Monats, der zuständigen 
Behörde anzuzeigen. 
 
 
§ 14 Überprüfung der Anlagen 
(1) Der Betreiber hat nach der Inbetriebnahme regelmäßig alle fünf Jahre von  
1. einem öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen oder 
2. einer akkreditierten Inspektionsstelle Typ A 
eine Überprüfung des ordnungsgemäßen Anlagenbetriebs durchführen zu 
lassen. Für bestehende Anlagen ist die erste Überprüfung gemäß Satz 1 nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung bis zu den nachstehenden Daten fällig: 
[Tabelle in Agenda nicht dargestellt] 
 
(2) Der Betreiber hat den Sachverständigen und die Inspektionsstelle zu 
beauftragen, die Ergebnisse der Überprüfungen zeitgleich dem Betreiber und 
der zuständigen Behörde jeweils innerhalb von vier Wochen nach Abschluss 
der Überprüfung mitzuteilen. 
 
(3) Für Anlagen, die als Anlagenteile oder Nebeneinrichtungen von 
immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlagen betrieben 
werden, kann die zuständige Behörde von den Abs. 1 und 2 abweichende 
Anforderungen zur Überprüfung dieser Anlagen in der Genehmigung 
festlegen. 
 
 
Abschnitt 7 Gemeinsame Vorschriften 
§ 15 Zulassung von Ausnahmen 
(1) Die zuständige Behörde kann auf Antrag des Betreibers Ausnahmen von 
den Anforderungen dieser Verordnung […] zulassen […] 
 
 
 

  Neu: ASR V3 »Gefährdungsbeurteilung« vom 30.6.2017, veröffentlicht am 5.7.2017  

2 Anwendungsbereich  
Diese ASR gilt für die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung beim 
Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten sowie bei Telearbeitsplätzen 
gemäß § 2 Abs. 7 ArbStättV bei der erstmaligen Beurteilung der 
Arbeitsbedingungen und des Arbeitsplatzes soweit der Arbeitsplatz von dem 
im Betrieb abweicht 
 
 
4 Allgemeine Grundsätze  
[…](2) Die Gefährdungsbeurteilung ist systematisch und fachkundig 
durchzuführen, insbesondere: 
1. beim Einrichten von Arbeitsstätten und  
2. beim Betreiben von Arbeitsstätten. 

  Übernehmen Sie die nebenste-
henden Betreiberpflichten in Ihr 
Rechtsverzeichnis und kommen Sie 
diesen nach. 
 

   Die ASR enthält vor allem mate-
rielle Anforderungen an die Vorge-
hensweise bei der Durchführung so-
wie an die zu berücksichtigenden Ge-
fährdungsfaktoren (Anhang). Berück-
sichtigen Sie auch diese. 
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(3) Die Gefährdungsbeurteilung ist  vor Aufnahme der Tätigkeiten 
durchzuführen und zu dokumentieren. 
 
(4) Sie ist zu überprüfen und bei Bedarf zu aktualisieren, insbesondere:  
1. bei wesentlichen Veränderungen in der Arbeitsstätte, z. B.:  

a. der Umgestaltung der bestehenden Arbeitsstätte, 
b. der Festlegung von Arbeitsplätzen, 
c. der Änderung von Arbeitsverfahren, 
d. der Änderung der Arbeitsabläufe und der Arbeitsorganisation, 
e. im Zusammenhang mit dem Einsatz anderer Arbeitsmittel oder 

Arbeitsstoffe, 
f. im Zusammenhang mit der Änderung oder Beschaffung von 

Maschinen, Geräten und Einrichtungen, 
g. im Zusammenhang mit Instandhaltung,  

2. bei der Änderung von relevanten Rechtsvorschriften oder von 
Technischen Regeln,  

3. bei neuen arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen bzw. Veränderungen 
des Standes der Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene, 

4. nach dem Erkennen von kritischen Situationen (z. B. Beinahe-Unfällen, 
Fehlzeiten infolge arbeitsbedingter Gesundheitsbeeinträchtigungen 
sowie Erkenntnissen aus der arbeitsmedizinischen Vorsorge) 

5. nach Bekanntwerden einer Behinderung bei Beschäftigten oder 
6. nach Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten. 
 
 
4.1 Fachkunde 
(1) Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass die Gefährdungsbeurteilung 
fachkundig durchgeführt wird. Verfügt der Arbeitgeber nicht selbst über die 
entsprechenden Kenntnisse, hat er sich fachkundig beraten zu lassen. 
 
(2) Fachkundig ist, wer über die zur Erfüllung der in dieser Technischen Regel 
bestimmten Aufgaben erforderliche Fachkenntnisse verfügt. Zu den 
Anforderungen zählen eine entsprechende Berufsausbildung, 
Berufserfahrung oder eine zeitnah ausgeübte entsprechende berufliche 
Tätigkeit. Die Fachkenntnisse sind durch Teilnahme an Schulungen oder 
Unterweisungen auf aktuellem Stand zu halten. 
 
(3) Umfang und Tiefe der notwendigen Kenntnisse, z. B. über das 
einschlägige Vorschriften- und Regelwerk, insbesondere die Technischen 
Regeln für Arbeitsstätten, können in Abhängigkeit von der zu beurteilenden 
Gefährdung unterschiedlich sein.  
 
(4)  Fachkundig im Sinne von Abs. 2 können insbesondere betriebliche 
Führungskräfte oder die Fachkraft für Arbeitssicherheit oder die 
Betriebsärztin oder der Betriebsarzt sein. 
 
(5) Die Anforderungen an die Fachkunde sind abhängig von den zu 
beurteilenden Gefährdungen und müssen im Sinne dieser ASR nicht in einer 
Person vereinigt sein. Zur fachkundigen Durchführung der 
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Gefährdungsbeurteilung gehören konkrete Kenntnisse der zu beurteilenden 
Arbeitsstätten und Tätigkeiten.  
 
 
4.2 Gegenstand der Gefährdungsbeurteilung  
Bei der Durchführung der Gefährdungsbeurteilung für Arbeitsstätten sind in 
Bezug auf das Einrichten sowie auf das Betreiben unterschiedliche 
Sachverhalte von Bedeutung. Der Arbeitgeber hat die mit der Arbeitsstätte 
verbundenen Gefährdungen unabhängig voneinander zu ermitteln und zu 
beurteilen. Mögliche Wechselwirkungen sind zu berücksichtigen. Sie können 
sich insbesondere auch im Zusammenwirken mit Arbeitsmitteln, 
Arbeitsstoffen, Arbeitsabläufen bzw. der Arbeitsorganisation sowie den 
Gefährdungsfaktoren gemäß Punkt 5.2.2 ergeben. 
 
4.2.1 Einrichten von Arbeitsstätten 
[...] (2) Die Integration des Arbeitsschutzes in die Planung von Arbeitsstätten 
ist von grundlegender Bedeutung. 
 
(3) Im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung müssen 
Abnutzungserscheinungen und ggf. vorhandene Wirkungsgradverluste von 
getroffenen Maßnahmen des Arbeitsschutzes berücksichtigt werden (z.B. 
Beleuchtung, Lüftung, Sonnenschutz, Kennzeichnung), damit die Schutzziele 
der ArbStättV dauerhaft und zuverlässig erreicht werden. […] 
 
(7) Beabsichtigt ein Arbeitgeber eine bauliche Anlage zur Nutzung als 
Arbeitsstätte zu mieten oder zu erwerben, so ist es angezeigt, vor der 
Einrichtung des Objekts anhand einer Gefährdungsbeurteilung zu prüfen, ob 
die Vorgaben der ArbStättV eingehalten werden können. Sonst ist ggf. keine 
oder nur eine eingeschränkte Nutzung möglich. 
 
4.2.2 Betreiben von Arbeitsstätten 
[…] (2) Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass die Arbeitsstätte nach dem 
Stand der Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene sowie den ergonomischen 
Anforderungen betrieben wird. Dieses gilt auch für angemietete Objekte 
(z.B. Büroflächen, Verkaufsräume, Produktions- oder Lagerräume). 
 
(3) In der Gefährdungsbeurteilung müssen auch Situationen berücksichtigt 
werden, die vom Normalbetrieb abweichen (z.B. Störungen, Stromausfälle, 
extreme Witterungseinflüsse). […] 
 
 
Kapitel 5 Vorgehen bei der Gefährdungsbeurteilung 
[…] 5.8 Fortschreiben 
Die Gefährdungsbeurteilung ist kontinuierlich zu überprüfen und zu 
aktualisieren. 
 
 
 

Kapitel 5 beschreibt, wie die Gefähr-
dungsbeurteilung durchzuführen ist 
und welche Gefährdungsfaktoren zu 
berücksichtigen sind. 
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  Neu: StrlSchG »Strahlenschutzgesetz« vom 27.6.2017 

§ 1 Anwendungs- und Geltungsbereich 
(1) Dieses Gesetz trifft Regelungen zum Schutz des Menschen und, soweit es 
um den langfristigen Schutz der menschlichen Gesundheit geht, der Umwelt 
vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung insbesondere bei 
1. geplanten Expositionssituationen, 
2. Notfallexpositionssituationen, 
3. bestehenden Expositionssituationen. 
 
 
Abschnitt 2 Betrieb von Anlagen zur Erzeugung ionisierender Strahlung; 
Umgang mit radioaktiven Stoffen; Betrieb von Röntgeneinrichtungen 
oder Störstrahlern 
§ 12 Genehmigungsbedürftige Tätigkeiten 
(1) Einer Genehmigung bedarf, wer 
1. eine Anlage zur Erzeugung ionisierender Strahlung betreibt; 

ausgenommen sind Anlagen, für deren Betrieb eine Anzeige nach § 17 
ausreichend ist oder die nach der Rechtsverordnung nach § 24 Satz 1 Nr. 
1 genehmigungs- und anzeigefrei betrieben werden dürfen, 

2. ionisierende Strahlung aus einer Bestrahlungsvorrichtung, die 
Bestandteil einer nach § 7 Abs. 1 Satz 1 des Atomgesetzes genehmigten 
Anlage zur Spaltung von Kernbrennstoffen ist, im Zusammenhang mit 
der Anwendung am Menschen oder mit der Anwendung am Tier in der 
Tierheilkunde verwendet, 

3. mit sonstigen radioaktiven Stoffen umgeht; ausgenommen ist der 
Umgang, der nach der Rechtsverordnung nach § 24 Satz 1 Nr. 1 
genehmigungsfrei ist, 

4. eine Röntgeneinrichtung betreibt; ausgenommen sind 
Röntgeneinrichtungen, für deren Betrieb, auch unter Berücksichtigung 
der Genehmigungsbedürftigkeit nach § 19 Abs. 2, eine Anzeige nach § 19 
Abs. 1 ausreichend ist, 

5. einen Störstrahler betreibt; ausgenommen ist ein Störstrahler, der nach 
der Rechtsverordnung nach § 24 Satz 1 Nr. 1 genehmigungsfrei betrieben 
werden darf.  

 
(2) Einer Genehmigung bedarf auch, wer eine der in Abs. 1 Nr. 1 bis 5, jeweils 
erster Halbsatz, genannten genehmigungsbedürftigen Tätigkeiten 
wesentlich ändert. 
 
(3) Eine Genehmigung nach Abs. 1 Nr. 1 kann sich auf einen nach Abs. 1 Nr. 3 
genehmigungsbedürftigen Umgang erstrecken. 
 
(4) Eine Genehmigung nach Abs. 1 Nr. 3 ist nicht erforderlich 
1. soweit eine Genehmigung nach Abs. 1 Nr. 1, eine Genehmigung nach den 

§§ 6, 7, 9 oder 9b des Atomgesetzes oder ein Planfeststellungsbeschluss 
nach § 9b des Atomgesetzes vorliegt, die oder der sich gemäß § 10a 

  Übernehmen Sie die nebenste-
henden Paragrafen, von denen Sie 
betroffen sind oder sein können, in 
Ihr Rechtsverzeichnis. 
 

  Bitte beachten Sie, dass wir hier 
nur die Paragrafen aufgeführt haben, 
die für unsere Kunden maßgeblich 
sind oder sein können. Das Gesetz 
enthält jedoch viele weitere Paragra-
fen. Prüfen Sie gegebenenfalls auch 
diese auf Anwendbarkeit für Sie. 
 
Beachten Sie bitte, dass das Gesetz 
erst ab dem 31.12.2018 gilt. Bis dahin 
bleiben StrlSchV und RöV maßge-
bend. 
 

  Kommen Sie jedoch zu gegebe-
ner Zeit den Anforderungen nach. 
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Abs. 2 des Atomgesetzes auf den Umgang mit sonstigen radioaktiven 
Stoffen nach Abs. 1 Nr. 3 erstreckt, und 

2. für das Aufsuchen, die Gewinnung oder die Aufbereitung von 
radioaktiven Bodenschätzen, wenn dies der Betriebsplanpflicht nach § 51 
des Bundesberggesetzes unterfällt.  

 
(5) Zwei oder mehr Tätigkeiten, die zu einem gemeinsamen Zweck 
zusammenhängend ausgeführt werden, können in einer Genehmigung 
beschieden werden, 
1. wenn sie zwei oder mehr Genehmigungstatbestände nach Abs. 1 erfüllen 

und 
2. wenn die Voraussetzungen für alle Genehmigungen erfüllt sind.  
 
Satz 1 gilt entsprechend für Tätigkeiten, die sowohl genehmigungsbedürftig 
als auch anzeigebedürftig nach diesem Gesetz sind, wenn die mit der Anzeige 
einzureichenden Unterlagen im Genehmigungsverfahren vorgelegt werden 
und kein Grund für die Untersagung der anzeigebedürftigen Tätigkeit 
vorliegt. Bei wesentlichen Änderungen gelten die Sätze 1 und 2 
entsprechend.  
 
 
§ 16 Erforderliche Unterlagen 
Einem Genehmigungsantrag für eine Tätigkeit nach § 12 Abs. 1 sind die zur 
Prüfung erforderlichen Unterlagen, insbesondere die Unterlagen nach Anlage 
2, beizufügen. 
 
 
§ 17 Anzeigebedürftiger Betrieb von Anlagen zur Erzeugung ionisierender 
Strahlung 
(1) Wer beabsichtigt, 
1. eine Plasmaanlage zu betreiben, bei deren Betrieb die Ortsdosisleistung 

von 10 Mikrosievert durch Stunde im Abstand von 0,1 Metern von den 
Wandungen des Bereichs, der aus elektrotechnischen Gründen während 
des Betriebs unzugänglich ist, nicht überschritten wird, oder 

2. einen Ionenbeschleuniger zu betreiben, bei dessen Betrieb die 
Ortsdosisleistung von 10 Mikrosievert durch Stunde im Abstand von 0,1 
Metern von der berührbaren Oberfläche nicht überschritten wird,  

 
hat dies der zuständigen Behörde spätestens vier Wochen vor dem 
beabsichtigten Beginn schriftlich anzuzeigen. Nach Ablauf dieser Frist darf 
der Anzeigende die Anlage zur Erzeugung ionisierender Strahlung betreiben, 
es sei denn, die zuständige Behörde hat das Verfahren nach § 18 Abs. 2 
ausgesetzt oder den Betrieb untersagt. 
 
(2) Der Anzeige sind die folgenden Unterlagen beizufügen: 
1. Nachweis, dass die Anlage den Anforderungen des Abs.es 1 Satz 1 Nr. 1 

oder 2 entspricht, 
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2. Nachweis, dass die für eine sichere Ausführung des Betriebs notwendige 
Anzahl von Strahlenschutzbeauftragten bestellt ist und ihnen die für die 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Befugnisse eingeräumt sind, 

3. Nachweis, dass jeder Strahlenschutzbeauftragte die erforderliche 
Fachkunde im Strahlenschutz besitzt oder, falls ein 
Strahlenschutzbeauftragter nicht notwendig ist, die zur Anzeige 
verpflichtete Person, ihr gesetzlicher Vertreter oder, bei juristischen 
Personen oder nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen, die nach 
Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung oder 
Geschäftsführung berechtigte Person die erforderliche Fachkunde im 
Strahlenschutz besitzt.  

 
(3) Bei einer wesentlichen Änderung einer Anlage nach Abs. 1 oder ihres 
Betriebs sind die Absätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden.  
 
 
§ 19 Genehmigungs- und anzeigebedürftiger Betrieb von 
Röntgeneinrichtungen 
(1) Wer beabsichtigt, 
1. eine Röntgeneinrichtung zu betreiben, 

a. deren Röntgenstrahler nach § 45 Abs. 1 Nr. 2 bauartzugelassen ist, 
b. deren Herstellung und erstmaliges Inverkehrbringen unter den 

Anwendungsbereich des Medizinproduktegesetzes fällt oder 
c. die nach den Vorschriften des Medizinproduktegesetzes erstmalig in 

Verkehr gebracht worden ist und nicht im Zusammenhang mit 
medizinischen Expositionen eingesetzt wird,  

2. ein Basis-, Hoch- oder Vollschutzgerät oder eine 
Schulröntgeneinrichtung zu betreiben, hat dies der zuständigen Behörde 
spätestens vier Wochen vor dem beabsichtigten Beginn schriftlich 
anzuzeigen, sofern der Betrieb nicht nach Abs. 2 der 
Genehmigungspflicht unterliegt. Nach Ablauf dieser Frist darf der 
Anzeigende die Röntgeneinrichtung betreiben, es sei denn, die 
zuständige Behörde hat das Verfahren nach § 20 Abs. 2 ausgesetzt oder 
den Betrieb untersagt.  

 
(2) Abweichend von Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bedarf einer Genehmigung nach § 12 
Abs. 1 Nr. 4, wer eine Röntgeneinrichtung 
1. in der technischen Radiographie zur Grobstrukturanalyse in der 

Werkstoffprüfung betreibt, 
2. zur Behandlung von Menschen betreibt, 
3. zur Teleradiologie betreibt, 
4. im Zusammenhang mit der Früherkennung betreibt, 
5. außerhalb eines Röntgenraumes betreibt, es sei denn, der Zustand der 

zu untersuchenden Person oder des zu untersuchenden Tieres oder 
dessen Größe erfordert im Einzelfall zwingend, dass die 
Röntgeneinrichtung außerhalb des Röntgenraumes betrieben wird, 

6. in einem Röntgenraum zu betreiben beabsichtigt, der in einem 
Prüfbericht eines behördlich bestimmten Sachverständigen oder in einer  
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Genehmigung für eine andere Röntgeneinrichtung bezeichnet ist, oder 
7. in einem mobilen Röntgenraum betreibt.  
 
(3) Der Anzeige nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 sind die folgenden Unterlagen 
beizufügen: 
1. ein Abdruck der Bescheinigung eines behördlich bestimmten 

Sachverständigen nach § 172 einschließlich des Prüfberichtes, in der 
a. die Röntgeneinrichtung und der vorgesehene Betrieb beschrieben 

sind, 
b. festgestellt ist, dass der Röntgenstrahler bauartzugelassen oder die 

Röntgeneinrichtung nach den Vorschriften des 
Medizinproduktegesetzes erstmalig in Verkehr gebracht worden ist, 

c. festgestellt ist, dass für den vorgesehenen Betrieb die Ausrüstungen 
vorhanden und die Maßnahmen getroffen sind, die nach dem Stand 
der Technik erforderlich sind, damit die Schutzvorschriften 
eingehalten werden, 

d. bei einer Röntgeneinrichtung zur Anwendung von Röntgenstrahlung 
am Menschen festgestellt ist, dass die Voraussetzungen nach § 14 
Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a vorliegen und die nach einer 
Rechtsverordnung nach § 86 Satz 2 Nr. 13 erforderliche 
Abnahmeprüfung durchgeführt wurde, 

e. bei einer Röntgeneinrichtung zur Untersuchung, deren Betrieb 
gemäß Abs. 2 Nr. 5 außerhalb eines Röntgenraums im Einzelfall 
zwingend erforderlich ist, festgestellt ist, dass besondere 
Vorkehrungen zum Schutz Dritter vor Röntgenstrahlung getroffen 
worden sind;  

 
2. bei einer Röntgeneinrichtung nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a ein 

Abdruck des Zulassungsscheins nach § 47 für die Bauart des 
Röntgenstrahlers, 

3. bei einer Röntgeneinrichtung nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b oder c 
ein Abdruck der EG-Konformitätserklärung gemäß Artikel 11 Abs. 3 in 
Verbindung mit Anhang II, IV, V oder VI der Richtlinie 93/42/EWG des 
Rates vom 14. Juni 1993 über Medizinprodukte (ABl. Nr. L 169 vom 
12.07.1993 S. 1), die zuletzt durch die Richtlinie 2007/47/EG (ABl. Nr. L 
247 vom 21.09.2007 S. 21) geändert worden ist, 

4. der Nachweis, dass die für den sicheren Betrieb der Röntgeneinrichtung 
notwendige Anzahl von Strahlenschutzbeauftragten bestellt ist und 
ihnen die für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Befugnisse 
eingeräumt sind, 

 
5. der Nachweis, dass jeder Strahlenschutzbeauftragte die erforderliche 

Fachkunde besitzt oder, falls ein Strahlenschutzbeauftragter nicht 
notwendig ist, die zur Anzeige verpflichtete Person, ihr gesetzlicher 
Vertreter oder, bei juristischen Personen oder nicht rechtsfähigen 
Personenvereinigungen, der nach Gesetz, Satzung oder 
Gesellschaftsvertrag zur Vertretung oder Geschäftsführung Berechtigte 
die erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz besitzt, 
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6. der Nachweis, dass die beim Betrieb der Röntgeneinrichtung sonst 
tätigen Personen das notwendige Wissen und die notwendigen 
Fertigkeiten im Hinblick auf die mögliche Strahlengefährdung und die 
anzuwendenden Schutzmaßnahmen besitzen, 

7. bei einer Röntgeneinrichtung zur Anwendung am Menschen der 
Nachweis, dass die in § 14 Abs. 1 Nr. 1, 2 Buchstabe b oder c, Nr. 3 
Buchstabe b und Nr. 4 genannten Voraussetzungen erfüllt sind und 

8. bei einer Röntgeneinrichtung zur Anwendung am Tier in der 
Tierheilkunde der Nachweis, dass die in § 15 genannten Voraussetzungen 
erfüllt sind.  

 
Verweigert der Sachverständige die Erteilung der Bescheinigung nach Satz 1 
Nr. 1, so entscheidet auf Antrag die zuständige Behörde, ob die nach Satz 1 
Nr. 1 nachzuweisenden Anforderungen erfüllt sind. Sie kann in diesem Fall 
Auflagen für den Betrieb vorsehen. 
 
(4) Der Anzeige nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 sind die folgenden Unterlagen 
beizufügen: 
1. der Abdruck des Zulassungsscheins nach § 47 für die Bauart der 

Röntgeneinrichtung und 
2. bei einem Basis- oder Hochschutzgerät oder einer 

Schulröntgeneinrichtung die Nachweise nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 bis 6.  
 
(5) Bei einer wesentlichen Änderung des Betriebs einer nach Abs. 1 
angezeigten Röntgeneinrichtung sind die Absätze 1 bis 4 entsprechend 
anzuwenden.  
 
 
§ 21 Beendigung des genehmigten oder angezeigten Betriebs oder 
Umgangs 
Wer den genehmigten oder angezeigten Betrieb einer Anlage zur Erzeugung 
ionisierender Strahlung, einer Röntgeneinrichtung oder eines Störstrahlers 
oder den genehmigten Umgang mit radioaktiven Stoffen beendet, hat dies 
der zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen.  
 
 
Abschnitt 8 Tätigkeiten im Zusammenhang mit natürlich vorkommender 
Radioaktivität 
Unterabschnitt 1 Arbeitsplätze mit Exposition durch natürlich 
vorkommende Radioaktivität 
§ 55 Abschätzung der Exposition 
(1) Wer in seiner Betriebsstätte eine Tätigkeit nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 
ausübt oder ausüben lässt, die einem der in Anlage 3 genannten 
Tätigkeitsfelder zuzuordnen ist, hat vor Beginn der Tätigkeit eine auf den 
Arbeitsplatz bezogene Abschätzung der Körperdosis durchzuführen. Die 
Abschätzung ist unverzüglich zu wiederholen, wenn der Arbeitsplatz so 
verändert wird, dass eine höhere Exposition auftreten kann. 
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(2) Liegen Anhaltspunkte dafür vor, dass bei einer Tätigkeit nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 10, die keinem der in Anlage 3 genannten Tätigkeitsfelder 
zuzuordnen ist, Expositionen auftreten, die denen der in Anlage 3 genannten 
Tätigkeitsfelder entsprechen, so kann die zuständige Behörde anordnen, 
dass eine Abschätzung nach Abs. 1 Satz 1 unverzüglich durchzuführen ist. 
Wird der Arbeitsplatz so verändert, dass eine höhere Exposition auftreten 
kann, so kann die zuständige Behörde anordnen, dass die Abschätzung 
unverzüglich zu wiederholen ist. 
 
 
§ 56 Anzeige 
(1) Ergibt die Abschätzung, dass die Körperdosis einen der Werte für die 
Einstufung als beruflich exponierte Person überschreiten kann, so hat der zur 
Abschätzung Verpflichtete der zuständigen Behörde die Tätigkeit schriftlich 
anzuzeigen. Die Anzeige auf Grund einer Abschätzung nach § 55 Abs. 1 Satz 1 
hat spätestens vier Wochen vor der beabsichtigten Aufnahme der Tätigkeit 
zu erfolgen; nach Ablauf dieser Frist darf der Anzeigende die Tätigkeit 
aufnehmen, es sei denn, die zuständige Behörde hat das Verfahren nach § 57 
Abs. 2 ausgesetzt oder die Tätigkeit untersagt. Die Anzeige auf Grund einer 
Abschätzung nach § 55 Abs. 1 Satz 2 oder nach § 55 Abs. 2 hat unverzüglich 
nach der Abschätzung zu erfolgen. 
 
(2) Der Anzeige sind die folgenden Unterlagen beizufügen: 
1. Prüfbericht eines behördlich bestimmten Sachverständigen nach § 172, 

in dem 
a. die angezeigte Tätigkeit und die vorgesehenen 

Strahlenschutzmaßnahmen beschrieben sind, 
b. die mögliche Körperdosis der beruflich exponierten Personen 

bestimmt ist und 
c. nachgewiesen ist, dass bei der Tätigkeit die Ausrüstungen 

vorhanden und die Maßnahmen getroffen sind, die nach dem Stand 
der Technik erforderlich sind, damit die Schutzvorschriften 
eingehalten werden,  

2. Nachweis, dass die für die sichere Durchführung der Tätigkeit 
notwendige Anzahl von Strahlenschutzbeauftragten bestellt ist und 
ihnen die für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Befugnisse 
eingeräumt sind, 

3. Nachweis, dass jeder Strahlenschutzbeauftragte die erforderliche 
Fachkunde im Strahlenschutz besitzt oder, falls ein 
Strahlenschutzbeauftragter nicht notwendig ist, der Anzeigende, sein 
gesetzlicher Vertreter oder, bei juristischen Personen oder nicht 
rechtsfähigen Personenvereinigungen, der nach Gesetz, Satzung oder 
Gesellschaftsvertrag zur Vertretung oder Geschäftsführung Berechtigte 
die erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz besitzt und 

4. Nachweis, dass die bei der Tätigkeit sonst tätigen Personen das 
notwendige Wissen und die notwendigen Fertigkeiten im Hinblick auf die 
mögliche Strahlengefährdung und die anzuwendenden 
Schutzmaßnahmen besitzen.  
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Erfolgt die Anzeige auf Grund einer Abschätzung nach § 55 Abs. 1 Satz 2 oder 
nach § 55 Abs. 2, so kann die zuständige Behörde im Einzelfall eine Frist für 
eine spätere Vorlage aller oder einzelner Unterlagen bestimmen. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden, wenn die angezeigte 
Tätigkeit wesentlich verändert wird.  
 
 
§ 58 Beendigung der angezeigten Tätigkeit 
Wer eine nach § 56 Abs. 1 Satz 1 angezeigte Tätigkeit beendet oder derart 
verändert, dass eine Abschätzung nach § 55 Abs. 1 Satz 2 ergibt, dass die 
Körperdosis die Werte für die Einstufung als beruflich exponierte Person nicht 
mehr überschreiten kann, hat dies der zuständigen Behörde unverzüglich 
mitzuteilen. 
 
 
§ 59 Externe Tätigkeit 
(1) Die Pflicht zur Abschätzung der Körperdosis nach § 55 Abs. 1 gilt 
entsprechend für denjenigen, der die dort genannten Tätigkeiten in einer 
fremden Betriebsstätte in eigener Verantwortung ausübt oder von Personen 
ausüben lässt, die unter seiner Aufsicht stehen. Liegt für die fremde 
Betriebsstätte eine auf den Arbeitsplatz bezogene Abschätzung vor, so hat 
der Inhaber der Betriebsstätte eine Abschrift der Aufzeichnungen über die 
Abschätzung an den nach Satz 1 Verpflichten unverzüglich zu übermitteln. 
§ 55 Abs. 2 gilt entsprechend. 
 
(2) Ergibt die Abschätzung nach Abs. 1 Satz 1 oder 3, dass die Körperdosis 
einen der Werte für die Einstufung als beruflich exponierte Person 
überschreiten kann, so hat der nach Abs. 1 Satz 1 oder 3 Verpflichtete die 
Tätigkeit der zuständigen Behörde entsprechend § 56 Abs. 1 anzuzeigen. 
 
(3) Der Anzeige nach Abs. 2 sind das Ergebnis der Abschätzung nach § 55 
Abs. 1 und die folgenden Unterlagen beizufügen: 
1. Nachweis, dass jeder Strahlenschutzbeauftragte die erforderliche 

Fachkunde im Strahlenschutz besitzt oder, falls ein 
Strahlenschutzbeauftragter nicht notwendig ist, der Anzeigende, sein 
gesetzlicher Vertreter oder, bei juristischen Personen oder nicht 
rechtsfähigen Personenvereinigungen, der nach Gesetz, Satzung oder 
Gesellschaftsvertrag zur Vertretung oder Geschäftsführung Berechtigte 
die erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz besitzt, 

2. Nachweis, dass die bei der Tätigkeit sonst tätigen Personen das 
notwendige Wissen und die notwendigen Fertigkeiten im Hinblick auf die 
mögliche Strahlengefährdung und die anzuwendenden 
Schutzmaßnahmen besitzen, 

3. Nachweis, dass die beschäftigten Personen den Anordnungen der 
Strahlenschutzverantwortlichen und Strahlenschutzbeauftragten 
derjenigen Betriebsstätten, in denen eine nach § 56 Abs. 1 angezeigte 
Tätigkeit ausgeübt wird, Folge zu leisten haben, die diese infolge ihrer 
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Pflichten nach diesem Gesetz und der auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen treffen und 

4. Nachweis, dass für die Beschäftigung in denjenigen Betriebsstätten, für 
die eine Anzeige nach § 56 Abs. 1 nicht erstattet ist, die Ausrüstungen 
vorhanden und die Maßnahmen getroffen sind, die nach dem Stand der 
Technik erforderlich sind, damit die Schutzvorschriften eingehalten 
werden.  

 
(4) § 56 Abs. 3 und die §§ 57 und 58 gelten für die nach Abs. 2 angezeigte 
Tätigkeit entsprechend. 
 
 
§ 67 Ausnahme von dem Erfordernis der Genehmigung und der Anzeige 
Wer als Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerin anderweitig unter der Aufsicht 
stehend im Rahmen einer nach diesem Gesetz genehmigungs- oder 
anzeigebedürftigen Tätigkeit beschäftigt wird, bedarf weder einer 
Genehmigung noch hat er oder sie eine Anzeige zu erstatten.  
 
 
Kapitel 4 Betriebliche Organisation des Strahlenschutzes 
§ 69 Strahlenschutzverantwortlicher 
(1) Strahlenschutzverantwortlicher ist, wer 
1. einer Genehmigung nach § 10, § 12 Abs. 1, § 25 oder § 27, einer 

Genehmigung nach den §§ 4, 6, 7 oder 9 des Atomgesetzes, der 
Planfeststellung nach § 9b des Atomgesetzes oder der Genehmigung 
nach § 9b Abs. 1a des Atomgesetzes bedarf, 

2. eine Tätigkeit nach § 5 des Atomgesetzes ausübt, 
3. eine Anzeige nach den §§ 17, 19, 22, 26, 50, 52, 56 oder 59 zu erstatten 

hat oder 
4. auf Grund des § 12 Abs. 4 keiner Genehmigung nach § 12 Abs. 1 Nr. 3 

bedarf.  
 
(2) Handelt es sich bei dem Strahlenschutzverantwortlichen um eine 
juristische Person oder um eine rechtsfähige Personengesellschaft, so 
werden die Aufgaben des Strahlenschutzverantwortlichen von der durch 
Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung berechtigten 
Person wahrgenommen. Besteht das vertretungsberechtigte Organ aus 
mehreren Mitgliedern oder sind bei nicht rechtsfähigen 
Personenvereinigungen mehrere vertretungsberechtigte Personen 
vorhanden, so ist der zuständigen Behörde mitzuteilen, welche dieser 
Personen die Aufgaben des Strahlenschutzverantwortlichen wahrnimmt. Die 
Gesamtverantwortung aller Organmitglieder oder Mitglieder der 
Personenvereinigung bleibt hiervon unberührt. 
 
 
§ 70 Strahlenschutzbeauftragter 
(1) Der Strahlenschutzverantwortliche hat für die Leitung oder 
Beaufsichtigung einer Tätigkeit die erforderliche Anzahl von 
Strahlenschutzbeauftragten unverzüglich schriftlich zu bestellen, soweit dies 
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für die Gewährleistung des Strahlenschutzes bei der Tätigkeit notwendig ist. 
Der Strahlenschutzverantwortliche bleibt auch im Falle einer solchen 
Bestellung für die Einhaltung der Pflichten, die ihm durch dieses Gesetz und 
durch die auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen auferlegt 
sind, verantwortlich. 
 
(2) Der Strahlenschutzverantwortliche hat bei der Bestellung eines 
Strahlenschutzbeauftragten dessen Aufgaben, dessen innerbetrieblichen 
Entscheidungsbereich und die zur Aufgabenwahrnehmung erforderlichen 
Befugnisse schriftlich festzulegen. Dem Strahlenschutzbeauftragten obliegen 
die Pflichten, die ihm durch dieses Gesetz und durch die auf dessen 
Grundlage ergangenen Rechtsverordnungen auferlegt sind, nur im Rahmen 
seiner Befugnisse. 
 
(3) Es dürfen nur Personen zu Strahlenschutzbeauftragten bestellt werden, 
bei denen keine Tatsachen vorliegen, aus denen sich Bedenken gegen ihre 
Zuverlässigkeit ergeben und die die erforderliche Fachkunde im 
Strahlenschutz besitzen. 
 
(4) Die Bestellung eines Strahlenschutzbeauftragten hat der 
Strahlenschutzverantwortliche der zuständigen Behörde unter Angabe der 
festgelegten Aufgaben und Befugnisse unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 
Der Mitteilung ist die Bescheinigung über die erforderliche Fachkunde im 
Strahlenschutz beizufügen. Dem Strahlenschutzbeauftragten und dem 
Betriebsrat oder dem Personalrat ist je eine Abschrift der Mitteilung zu 
übermitteln. Die Sätze 1 und 3 gelten entsprechend im Falle der Änderung 
der Aufgaben oder Befugnisse eines Strahlenschutzbeauftragten sowie im 
Falle des Ausscheidens des Strahlenschutzbeauftragten aus seiner Funktion. 
Satz 2 gilt im Falle der Änderung entsprechend, falls es eine Erweiterung der 
Aufgaben oder Befugnisse eines Strahlenschutzbeauftragten gibt. 
 
(5) Die zuständige Behörde kann gegenüber dem 
Strahlenschutzverantwortlichen feststellen, dass eine Person nicht als 
Strahlenschutzbeauftragter anzusehen ist, wenn die Person auf Grund 
unzureichender Befugnisse, unzureichender Fachkunde im Strahlenschutz, 
fehlender Zuverlässigkeit oder aus anderen Gründen ihre Pflichten als 
Strahlenschutzbeauftragter nur unzureichend erfüllen kann. 
 
(6) Der Strahlenschutzbeauftragte darf bei der Erfüllung seiner Pflichten nicht 
behindert und wegen deren Erfüllung nicht benachteiligt werden. Steht der 
Strahlenschutzbeauftragte in einem Arbeitsverhältnis mit dem zur Bestellung 
verpflichteten Strahlenschutzverantwortlichen, so ist die Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses unzulässig, es sei denn, es liegen Tatsachen vor, die den 
Strahlenschutzverantwortlichen zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen. Nach der Abberufung als 
Strahlenschutzbeauftragter ist die Kündigung innerhalb eines Jahres nach der 
Beendigung der Bestellung unzulässig, es sei denn, der 
Strahlenschutzverantwortliche ist zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt. 
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(7) Strahlenschutzbeauftragte, die für das Aufsuchen, das Gewinnen oder das 
Aufbereiten radioaktiver Bodenschätze zu bestellen sind, müssen als 
verantwortliche Person zur Leitung oder Beaufsichtigung des Betriebes oder 
eines Betriebsteiles nach § 58 Abs. 1 Nr. 2 des Bundesberggesetzes bestellt 
sein, wenn auf diese Tätigkeiten die Vorschriften des Bundesberggesetzes 
Anwendung finden. 
 
 
§ 71 Betriebliche Zusammenarbeit im Strahlenschutz 
(1) Der Strahlenschutzverantwortliche hat den Strahlenschutzbeauftragten 
unverzüglich über alle Verwaltungsakte und Maßnahmen, die Aufgaben oder 
Befugnisse des Strahlenschutzbeauftragten betreffen, zu unterrichten. 
 
(2) Der Strahlenschutzbeauftragte hat dem Strahlenschutzverantwortlichen 
unverzüglich alle Mängel mitzuteilen, die den Strahlenschutz 
beeinträchtigen. Kann sich der Strahlenschutzbeauftragte über eine von ihm 
vorgeschlagene Maßnahme zur Behebung von aufgetretenen Mängeln mit 
dem Strahlenschutzverantwortlichen nicht einigen, so hat dieser dem 
Strahlenschutzbeauftragten die Ablehnung des Vorschlages schriftlich 
mitzuteilen und zu begründen; dem Betriebsrat oder dem Personalrat sowie 
der zuständigen Behörde hat der Strahlenschutzverantwortliche je eine 
Abschrift der Mitteilung einschließlich der Begründung zu übermitteln. 
Unterbleibt die Mitteilung oder die Übermittlung an die zuständige Behörde, 
so kann der Strahlenschutzbeauftragte sich direkt an die zuständige Behörde 
wenden. 
 
(3) Der Strahlenschutzverantwortliche und der Strahlenschutzbeauftragte 
haben bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben mit dem Betriebsrat oder dem 
Personalrat, den Fachkräften für Arbeitssicherheit und dem ermächtigten 
Arzt nach § 79 Abs. 1 Satz 2 Nr. 9 Buchstabe a zusammenzuarbeiten und sie 
über wichtige Angelegenheiten des Strahlenschutzes zu unterrichten. Der 
Strahlenschutzbeauftragte hat den Betriebsrat oder Personalrat auf dessen 
Verlangen in Angelegenheiten des Strahlenschutzes zu beraten. 
 
 
§ 72 Weitere Pflichten des Strahlenschutzverantwortlichen und des 
Strahlenschutzbeauftragten; Verordnungsermächtigung 
(1) Der Strahlenschutzverantwortliche hat bei Tätigkeiten nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 bis 7 und 9 unter Beachtung des Standes von Wissenschaft und 
Technik, bei Tätigkeiten nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8, 10 und 11 unter 
Beachtung des Standes der Technik, zum Schutz des Menschen und der 
Umwelt vor den schädlichen Wirkungen ionisierender Strahlung durch 
geeignete Schutzmaßnahmen, insbesondere durch Bereitstellung geeigneter 
Räume, Ausrüstungen und Geräte, durch geeignete Regelung des 
Betriebsablaufs und durch Bereitstellung ausreichenden und geeigneten 
Personals, dafür zu sorgen, dass 
1. im Sinne des § 8 Abs. 1 jede unnötige Exposition oder Kontamination von 

Mensch und Umwelt vermieden wird und im Sinne des § 8 Abs. 2 jede 
Exposition oder Kontamination von Mensch und Umwelt unter 
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Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls auch unterhalb der 
Grenzwerte so gering wie möglich gehalten wird; 

2. die folgenden Vorschriften eingehalten werden: 
a. § 27 Abs. 3, § 77 Satz 1, § 78 Abs. 1 bis 4, § 80 Abs. 1 und 2, § 83 Abs. 1, 

3 Satz 1 und 4 und Abs. 5 und § 166 sowie nach Maßgabe des § 115 
Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1 die Vorschriften der §§ 113, 114 und 116 
und 

b. § 76 Abs. 2, § 85 Abs. 1 bis 3, § 90 Abs. 2, die §§ 167 und 168;  
3. die Vorschriften und Schutzvorschriften einer auf Grund der §§ 24, 37 

Abs. 1, von § 68 Abs. 1, der §§ 73, 76 Abs. 1, von § 79 Abs. 1, der §§ 81, 82, 
85 Abs. 4, der §§ 86, 87, 89, 90 Abs. 2, von § 170 Abs. 10, § 171 erlassenen 
Rechtsverordnung eingehalten werden, soweit die Rechtsverordnung 
dies bestimmt, und 

4. die erforderlichen Maßnahmen gegen ein unbeabsichtigtes 
Kritischwerden von Kernbrennstoffen getroffen werden.  

 
Für Tätigkeiten nach § 4 Abs. 1 Satz 2 gilt Satz 1 entsprechend. 
 
(2) Der Strahlenschutzbeauftragte hat dafür zu sorgen, dass 
1. im Rahmen der ihm nach § 70 Abs. 2 übertragenen Aufgaben und 

Befugnisse 
a. die in Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Vorschriften eingehalten 

werden, 
b. die in Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 genannten Vorschriften und 

Schutzvorschriften eingehalten werden,  
soweit nicht auf Grund der Rechtsverordnung nach Satz 2 allein der 
Strahlenschutzverantwortliche für die Einhaltung zu sorgen hat, und 

2. die Bestimmungen des Bescheides über die Genehmigung, Freigabe 
oder Bauartzulassung und die von der zuständigen Behörde erlassenen 
Anordnungen und Auflagen eingehalten werden, soweit ihm deren 
Durchführung und Erfüllung nach § 70 Abs. 2 übertragen worden sind. 
[...] 

 
(3) Der Strahlenschutzverantwortliche und der Strahlenschutzbeauftragte 
haben dafür zu sorgen, dass bei Gefahr für Mensch und Umwelt unverzüglich 
geeignete Maßnahmen zur Abwendung dieser Gefahr getroffen werden.  
 
 
§ 74 Erforderliche Fachkunde und Kenntnisse im Strahlenschutz; 
Verordnungsermächtigungen 
(1) Die erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz wird in der Regel durch 
eine für das jeweilige Anwendungsgebiet geeignete Ausbildung, durch 
praktische Erfahrung und durch die erfolgreiche Teilnahme an von der 
zuständigen Stelle anerkannten Kursen erworben. 
 
(2) Die erforderlichen Kenntnisse im Strahlenschutz werden in der Regel 
durch eine für das jeweilige Anwendungsgebiet geeignete Einweisung und 
durch praktische Erfahrung erworben. Die in einer Rechtsverordnung nach 
Abs. 4 Nr. 5 bestimmten Personen erwerben in der Regel die erforderlichen 
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Kenntnisse im Strahlenschutz durch eine geeignete Ausbildung, durch 
praktische Erfahrung und durch die erfolgreiche Teilnahme an von der 
zuständigen Stelle anerkannten Kursen.  
 
 
Teil 4 Strahlenschutz bei bestehenden Expositionssituationen  
Kapitel 2 Schutz vor Radon 
§ 123 Maßnahmen an Gebäuden; Verordnungsermächtigung 
(1) Wer ein Gebäude mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen errichtet, 
hat geeignete Maßnahmen zu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem 
Baugrund zu verhindern oder erheblich zu erschweren. Diese Pflicht gilt als 
erfüllt, wenn 
1. die nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik erforderlichen 

Maßnahmen zum Feuchteschutz eingehalten werden und 
2. in den nach § 121 Abs. 1 Satz 1 festgelegten Gebieten zusätzlich die in der 

Rechtsverordnung nach Abs. 2 bestimmten Maßnahmen eingehalten 
werden. [...] 

 
 
§ 126 Referenzwert 
Der Referenzwert für die über das Jahr gemittelte Radon-222-
Aktivitätskonzentration in der Luft an Arbeitsplätzen beträgt 300 Becquerel 
je Kubikmeter. 
 
 
§ 127 Messung der Radonkonzentration 
(1) Wer für einen Arbeitsplatz in einem Innenraum verantwortlich ist, hat 
innerhalb der Frist nach Satz 2 Messungen der Radon-222-
Aktivitätskonzentration in der Luft zu veranlassen, wenn 
1. sich der Arbeitsplatz im Erd- oder Kellergeschoss eines Gebäudes 

befindet, das in einem nach § 121 Abs. 1 Satz 1 festgelegten Gebiet liegt, 
oder 

2. die Art des Arbeitsplatzes einem der Arbeitsfelder nach Anlage 8 
zuzuordnen ist.  

 
Im Falle des Satzes 1 Nr. 1 muss die Messung innerhalb von 18 Monaten nach 
der Festlegung des Gebiets und Aufnahme der beruflichen Betätigung an 
dem Arbeitsplatz und im Falle des Satzes 1 Nr. 2 innerhalb von 18 Monaten 
nach Aufnahme der beruflichen Betätigung an dem Arbeitsplatz erfolgt sein. 
Die zuständige Behörde kann anordnen, dass der für den Arbeitsplatz 
Verantwortliche auch für andere Arbeitsplätze in Innenräumen Messungen 
der Radon-222 Aktivitätskonzentration in der Luft zu veranlassen hat, wenn 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Radon222-Aktivitätskonzentration in 
der Luft über dem Referenzwert nach § 126 liegt. 
 
(2) Verantwortlich für einen Arbeitsplatz ist, 
1. wer in seiner Betriebsstätte eine Betätigung beruflich ausübt oder 

ausüben lässt oder 

Die Bundesregierung schätzt den An-
teil der Fläche betroffener Gebiete 
auf 8 Prozent des Bundesgebietes 
und geht von fast 350.000 betroffe-
nen Arbeitsplätzen aus. Ein Überblick 
über die möglicherweise betroffenen 
Gebiete bietet die sogenannte Ra-
donkarte Deutschlands, die von der 
Bundesanstalt für Risikobewertung 
erstellt wurde. Zur Ausweisung von 
Radonvorsorgegebieten und Festle-
gung von Anforderungen an die Mes-
sungen in Gebäuden werden aller-
dings noch weitere Verordnungen 
zum Strahlenschutzgesetz notwen-
dig. Wo und wann die Pflicht zur Mes-
sung von Radonkonzentrationen am 
Arbeitsplatz in Kraft treten wird, 
bleibt deshalb vorerst offen. Quelle: 
DIHK. 
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2. in wessen Betriebsstätte ein Dritter in eigener Verantwortung eine 
Betätigung beruflich ausübt oder von Personen ausüben lässt, die unter 
dessen Aufsicht stehen.  

 
(3) Der für den Arbeitsplatz Verantwortliche hat die Ergebnisse der 
Messungen nach Abs. 1 Satz 1 und 3 unverzüglich aufzuzeichnen, fünf Jahre 
ab dem Zeitpunkt der Erstellung aufzubewahren und der zuständigen 
Behörde auf Verlangen vorzulegen. 
 
(4) Im Falle der Verantwortlichkeit nach Abs. 2 Nr. 1 hat der für den 
Arbeitsplatz Verantwortliche die betroffenen Arbeitskräfte und den 
Betriebsrat oder den Personalrat unverzüglich über die Ergebnisse der 
Messungen zu unterrichten. Im Falle der Verantwortlichkeit nach Abs. 2 Nr. 2 
hat der für den Arbeitsplatz Verantwortliche unverzüglich den Dritten zu 
unterrichten; die Pflicht nach Satz 1 gilt entsprechend für den Dritten.  
 
 
§ 128 Reduzierung der Radonkonzentration 
(1) Überschreitet die Radon-222-Aktivitätskonzentration in der Luft an einem 
Arbeitsplatz den Referenzwert nach § 126, so hat der für den Arbeitsplatz 
Verantwortliche unverzüglich Maßnahmen zur Reduzierung der Radon-222-
Aktivitätskonzentration in der Luft zu ergreifen. 
 
(2) Der für den Arbeitsplatz Verantwortliche hat den Erfolg der von ihm 
getroffenen Maßnahmen durch eine Messung der Radon-222-
Aktivitätskonzentration in der Luft zu überprüfen; die Messung muss 
innerhalb von 24 Monaten erfolgt sein, nachdem die Überschreitung des 
Referenzwerts durch die Messung nach § 127 Abs. 1 bekannt geworden ist. 
Der Verantwortliche hat das Ergebnis der Messung unverzüglich 
aufzuzeichnen, fünf Jahre ab dem Zeitpunkt der Erstellung aufzubewahren 
und der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. 
 
(3) Im Falle der Verantwortlichkeit nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 hat der für den 
Arbeitsplatz Verantwortliche die betroffenen Arbeitskräfte und den 
Betriebsrat oder den Personalrat unverzüglich über die Ergebnisse der 
Messungen zu unterrichten. Im Falle der Verantwortlichkeit nach § 127 Abs. 2 
Nr. 2 hat der für den Arbeitsplatz Verantwortliche unverzüglich den Dritten 
zu unterrichten; die Pflicht nach Satz 1 gilt entsprechend für den Dritten. 
 
(4) Der für den Arbeitsplatz Verantwortliche muss keine Maßnahmen zur 
Reduzierung der Radon-222-Aktivitätkonzentration in der Luft ergreifen, 
wenn die Maßnahmen nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
möglich sind, und zwar aus besonderen Gründen, die sich ergeben 
1. aus überwiegenden Belangen des Arbeits- oder Gesundheitsschutzes 

oder 
2. aus der Natur des Arbeitsplatzes.  
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Im Falle der Verantwortlichkeit nach § 127 Abs. 2 Nr. 2 hat der für den 
Arbeitsplatz Verantwortliche den Dritten unverzüglich nach Bekanntwerden 
der Gründe darüber zu unterrichten. 
 
 
§ 129 Anmeldung 
(1) Der Verantwortliche nach § 128 Abs. 1 hat den Arbeitsplatz bei der 
zuständigen Behörde unverzüglich anzumelden, wenn eine Messung nach 
§ 128 Abs. 2 Satz 1 keine Unterschreitung des Referenzwerts nach § 126 
ergibt. Der Anmeldung sind beizufügen: 
1. Informationen über die Art des Arbeitsplatzes und die Anzahl der 

betroffenen Arbeitskräfte, 
2. die Ergebnisse der Messungen nach § 127 Abs. 1, 
3. Informationen über die ergriffenen Maßnahmen zur Reduzierung der 

Radon-222-Aktivitätskonzentration sowie die Ergebnisse der Messungen 
nach § 128 Abs. 2 und 

4. die weiteren vorgesehenen Maßnahmen zur Reduzierung der Exposition.  
 
(2) Ergreift der für den Arbeitsplatz Verantwortliche auf Grund des § 128 
Abs. 4 keine Maßnahmen, so hat er den Arbeitsplatz unverzüglich nach 
Bekanntwerden der besonderen Gründe bei der zuständigen Behörde 
anzumelden. Der Anmeldung sind die Unterlagen nach Abs. 1 Satz 2 
beizufügen; abweichend von Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 ist zu begründen, warum 
keine Maßnahmen zur Reduzierung ergriffen wurden. Soweit die 
vorgetragenen Gründe den Verzicht auf Maßnahmen nicht rechtfertigen, 
kann die zuständige Behörde Maßnahmen zur Reduzierung der Radon-222-
Aktivitätskonzentration in der Luft an diesem Arbeitsplatz anordnen. 
 
(3) Ein Dritter, der in fremden Betriebsstätten eine Betätigung 
eigenverantwortlich beruflich ausübt oder ausüben lässt, hat diese 
Betätigung unverzüglich anzumelden, sobald sie an mehreren Arbeitsplätzen 
ausgeübt wird, die nach Abs. 1 Satz 1 anzumelden sind. Der Anmeldung sind 
Unterlagen entsprechend Abs. 1 Satz 2 beizufügen; die für die Arbeitsplätze 
Verantwortlichen haben dem Dritten die dafür erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. 
 
(4) Für den zur Anmeldung Verpflichteten gilt die Pflicht zur betrieblichen 
Zusammenarbeit nach § 71 Abs. 3 entsprechend. 
 
 
§ 130 Abschätzung der Exposition 
(1) Der zur Anmeldung Verpflichtete hat innerhalb von sechs Monaten nach 
der Anmeldung eine auf den Arbeitsplatz bezogene Abschätzung der Radon-
222 Exposition, der potentiellen Alphaenergie-Exposition oder der 
Körperdosis durch die Exposition durch Radon durchzuführen; im Falle der 
Anmeldung durch den Dritten nach § 129 Abs. 3 Satz 1 ist die Abschätzung 
bezogen auf die gesamte Betätigung durchzuführen. Die Abschätzung ist 
unverzüglich zu wiederholen, sobald der Arbeitsplatz so verändert wird, dass 
eine höhere Exposition auftreten kann. Die Ergebnisse der Abschätzungen 
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sind aufzuzeichnen und der zuständigen Behörde unverzüglich vorzulegen. 
Die Ergebnisse der Abschätzung sind fünf Jahre lang aufzubewahren. 
 
(2) Ergibt die Abschätzung, dass die effektive Dosis 6 Millisievert im 
Kalenderjahr nicht überschreiten kann, so hat der zur Abschätzung 
Verpflichtete die Exposition durch Radon regelmäßig zu überprüfen. Er hat 
die Exposition durch geeignete Strahlenschutzmaßnahmen auf der 
Grundlage von Vorschriften des allgemeinen Arbeitsschutzes und unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls so gering wie möglich zu 
halten. Die zuständige Behörde kann die Vorlage entsprechender Nachweise 
verlangen. 
 
(3) Ergibt die Abschätzung, dass die effektive Dosis 6 Millisievert im 
Kalenderjahr überschreiten kann, so sind Anforderungen des beruflichen 
Strahlenschutzes nach Maßgabe des § 131 und der Rechtsverordnung nach 
§ 132 Satz 2 Nr. 6 zu erfüllen.  
 
 
§ 131 Beruflicher Strahlenschutz 
(1) Erfordert das Ergebnis der Abschätzung nach § 130 Abs. 3 die Einhaltung 
von Anforderungen des beruflichen Strahlenschutzes, so hat der zur 
Abschätzung Verpflichtete 
1. geeignete Maßnahmen zu treffen, um unter Berücksichtigung aller 

Umstände des Einzelfalls die Exposition durch Radon so gering wie 
möglich zu halten, 

2. die Radon-222-Exposition, die potentielle Alphaenergie-Exposition oder 
die Körperdosis der an anmeldungsbedürftigen Arbeitsplätzen 
beschäftigten Arbeitskräfte auf geeignete Weise durch Messung zu 
ermitteln, 

3. dafür zu sorgen, dass die Dosisgrenzwerte nicht überschritten werden 
und die Körperdosen nach § 166 ermittelt werden; die Regelungen und 
Grenzwerte der §§ 77 und 78 Abs. 1 und 3 Satz 1 und 3 gelten insoweit 
entsprechend, 

 
4. dafür zu sorgen, dass die Anforderungen des beruflichen 

Strahlenschutzes nach der nach § 132 Satz 2 Nr. 6 erlassenen 
Rechtsverordnung eingehalten werden.  

 
(2) Handelt es sich bei dem Verpflichteten um eine juristische Person oder um 
eine rechtsfähige Personengesellschaft, so gilt § 69 Abs. 2 entsprechend.  
 
 
Teil 6 Strahlenschutzrechtliche Aufsicht, Verwaltungsverfahren  
§ 182 Schriftform, elektronische Kommunikation 
(1) Genehmigungen und Bauartzulassungen nach diesem Gesetz oder nach 
einer auf dieses Gesetz gestützten Rechtsverordnung sind schriftlich zu 
erteilen. 
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(2) Wird für einen Verwaltungsakt, für den in diesem Gesetz oder in einer auf 
diesem Gesetz gestützten Rechtsverordnung die Schriftform angeordnet ist, 
die elektronische Form verwendet, so ist er mit einer dauerhaft 
überprüfbaren qualifizierten elektronischen Signatur nach § 37 Abs. 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes zu versehen. 
 
(3) Anzeige- und Anmeldungspflichten sowie Melde- und Mitteilungspflichten 
nach diesem Gesetz oder nach einer auf dieses Gesetz gestützten 
Rechtsverordnung können in elektronischer Form erfüllt werden, wenn der 
Empfänger hierfür einen Zugang eröffnet und das Verfahren und die für die 
Datenübertragung notwendigen Anforderungen bestimmt. Dabei müssen 
dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende Maßnahmen zur 
Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit getroffen werden, die 
insbesondere die Vertraulichkeit und Unversehrtheit der Daten 
gewährleisten; bei der Nutzung allgemein zugänglicher Netze sind 
Verschlüsselungsverfahren anzuwenden. Ist ein übermitteltes elektronisches 
Dokument für den Empfänger nicht zur Bearbeitung geeignet, teilt er dies 
dem Absender unter Angabe der für den Empfang geltenden technischen 
Rahmenbedingungen unverzüglich mit. 
 
(4) Wenn die Antragstellung, die Anzeige, die Anmeldung, die Meldung oder 
die Mitteilung elektronisch erfolgt, sind der zuständigen Behörde auf 
Verlangen Papierausfertigungen der elektronisch übermittelten Unterlagen 
zu übermitteln. 
 
 
 

 
 

Teil 3 - Zusatzinformationen 

Ausblick 

 BVT-Schlussfolgerungen zur Herstellung organischer Grundchemikalien beschlossen 

Im sogenannten Artikel 75-Ausschuss stimmen die Mit-
gliedstaaten über die von der EU-Kommission mit Exper-
ten (Artikel 13-Forum) erarbeiteten BVT-Merkblätter ab. 
Die BVT-Schlussfolgerungen fassen die Anforderungen an 
die Herstellung einer Vielzahl organischer Grundchemika-
lien in großen Mengen zusammen. Dies soll die Herstel-
lung verschiedener Kohlenwasserstoffe, metallorganischer 
Verbindungen und Tensiden in Mengen von über 20.000 
Tonnen im Jahr betreffen. Als Standard werden differen-
ziert nach verschiedenen Herstellungsverfahren Emissi-
onsbandbreiten bspw. zum Ausstoß von Stickoxiden, Am-
moniak oder Kohlenstoffmonoxid vorgegeben. Quelle: 
DIHK 

 

http://www.risolva.de/


Infobrief  
Juli 2017 

 

 

© Risolva GmbH, Carl-Zeiss-Straße 18, 72555 Metzingen, www.risolva.de Seite 45 von 46 
Stand: Veröffentlichungen, die bis 25.7.2017 online verfügbar waren 

Hintergrundinformationen 

 Start des Marktstammdatenregisters verzögert sich 

Eigentlich wollte die Bundesnetzagentur das Markt-
stammdatenregister im Juli scharf schalten. Wie sie jetzt 
auf ihrer Internetseite mitteilte, verzögert sich der Start 
des Registers voraussichtlich bis zum Herbst 2017. Ledig-
lich Netzbetreiber können bereits an das Register melden. 
Meldepflicht besteht u.a. für Lieferanten, Erzeuger, Netz-
betreiber und Speicher sowohl im Strom- als auch im Gas-
bereich. Quelle: DIHK 
 
 

Informationen zum DIHK-Merkblatt »Marktstammdatenre-
gisterverordnung« finden Sie im Risolva Infobrief Juni 2017. 
 
 

 Mittelstandsinitiative veröffentlicht neuen Leitfaden zur Abwärmenutzung in Unternehmen 

Vom Heizen bis zum Schmelzen: Produzierende und verar-
beitende Unternehmen in Deutschland haben einen hohen 
Bedarf an Wärmeenergie. Dabei entstehen aber in den 
meisten Arbeitsprozessen große Mengen Abwärme, die 
häufig ungenutzt abgeführt werden müssen. Denn techni-
sche, wirtschaftliche und rechtliche Hürden schrecken Un-
ternehmen häufig von einer weiteren Verwendung ab. 
 
In den letzten Jahren haben sich die Rahmenbedingungen 
allerdings verändert: Die verfügbaren Technologien wur-
den in Preis und Leistung optimiert, der Energiemarkt be-
findet sich in einem Wandel und die Energie-, Bau-, und 
Umweltgesetzgebung setzt energiewendebedingt einen 
neuen rechtlichen Rahmen.  
 
 

Wie das Abwärmepotential, mit dem in Deutschland theo-
retisch mehrere Millionen Tonnen Stahl hergestellt oder ein 
Großteil der Privathaushalte geheizt werden könnte, ge-
winnbringend und umweltschonend genutzt werden kann, 
zeigt der neue Leitfaden »Abwärmenutzung in Unterneh-
men« der Mittelstandsinitiative Energiewende und Klima-
schutz. Quelle: Pressemitteilung der Mittelstandsinitiative 
Energiewende und Klimaschutz 

 Broschüre »Sicherheitsbeauftragte im Unternehmen« 

Für die Wahrnehmung der Aufgabe als Sicherheitsbeauf-
tragter ist es notwendig dass: 

 diese ihre Rolle im Unternehmen kennen 

 Kontakt zu innerbetrieblichen und außerbetrieblichen 
Partnern im Arbeitsschutz haben 

 Gefährdungen und Belastungen am Arbeitsplatz erkennen 

 Kolleginnen und Kollegen dafür sensibilisieren 

 die Maßnahmen für Sicherheit und Gesundheitsschutz 
kennen 

 Beschäftigte und Vorgesetzte zu sicherheits- und gesund-
heitsbewusstem Verhalten motivieren können. 

 
Die Ausübung dieser Aufgabe ist auch mit gewissen Rechten 
verbunden. Quelle: VBG 
 
 

Die VBG bietet Seminare für Sicherheitsbeauftragte an. 
Darüber hinaus kann auf der VBG-Internetseite die Bro-
schüre »Sicherheitsbeauftragte im Unternehmen« herun-
tergeladen werden, die die wichtigsten Aspekte der Tätig-
keit zusammenfasst. 

http://www.risolva.de/
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http://www.vbg.de/DE/3_Praevention_und_Arbeitshilfen/3_Aktuelles_und_Seminare/1_Seminare_finden_und_buchen/04_zielgruppen/04_Sib/Sicherheitsbeauftragte_node.html;jsessionid=162BD50FB04E2BB83A4825363AC221B1.live4
http://www.vbg.de/SharedDocs/Medien-Center/DE/Broschuere/Themen/Arbeitsschutz_organisieren/Sicherheitsbeauftragte_im_Unternehmen_Tipps_und_Hilfen.pdf;jsessionid=162BD50FB04E2BB83A4825363AC221B1.live4?__blob=publicationFile&v=5
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 Neue DGUV-Publikationen 

Folgende Medien sind neu erschienen/neu gefasst worden:  DGUV Information 204-022: Erste Hilfe im Betrieb 

 DGUV Information 208-050: Notfallmanagement beim 
Umschlag und innerbetrieblichen Transport von Ge-
fahrgütern und gefährlichen Stoffen 

 
 

 AwSV löst Landes-VAwS vollumfänglich ab 

Nach Rechtsauffassung des Bundesumweltministeriums 
wird die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen (AwSV) die Landesverordnungen 
am 1. August vollumfänglich ablösen. Regelungen der 
Landesverordnungen sind ab dann nicht mehr anwendbar, 
auch wenn sie vom Landesgesetzgeber nicht rechtzeitig 
außer Kraft gesetzt wurden. Quelle: DIHK 
 
 

Vor dem Inkrafttreten der AwSV stellten Unternehmen ver-
mehrt die Frage, ob in bestimmten Fällen weiterge-
hende Regelungen der Landesverordnungen bestehen blei-
ben könnten. Dies ist nach Rechtsauffassung des Bundes-
umweltministeriums nicht der Fall. […]   
 
Dies gilt allerdings nicht für bestehende Schutzgebietsver-
ordnungen. Hier können Länder nach § 49 Absatz 5 AwSV 
weitergehende Regelungen (bspw. dem Verbot von Erdwär-
mesonden in Schutzzone III B) bestimmen. Außerdem kön-
nen Behörden aufgrund besonderer Umstände im Einzelfall 
nach § 16 Absatz 1 AwSV weitergehende Anforderungen an 
Anlagen festlegen. Quelle: DIHK 
 
 

 

http://www.risolva.de/
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